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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS 2011/318/GASP DES RATES 

vom 31. März 2011 

über die Unterzeichnung und den Abschluss des Rahmenabkommens zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Europäischen Union über die Beteiligung der Vereinigten Staaten von 

Amerika an Krisenbewältigungsoperationen der Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 37, und den Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 218 Absätze 5 
und 6, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik („Hohe Vertreterin“), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Bedingungen für die Beteiligung von Drittstaaten an 
Krisenbewältigungsoperationen der Union sollten in ei­
nem Abkommen festgelegt werden, das einen Rahmen 
für eine solche etwaige künftige Beteiligung schafft, damit 
diese Bedingungen nicht für jede einzelne Operation von 
Fall zu Fall festgelegt werden müssen. 

(2) Nachdem der Rat am 26. April 2010 einen Beschluss mit 
der Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen an­
genommen hat, hat die Hohe Vertreterin ein Rahmen­
abkommen zwischen den Vereinigten Staaten von Ame­
rika und der Europäischen Union über die Beteiligung der 
Vereinigten Staaten von Amerika an Krisenbewältigungs­
operationen der Europäischen Union („Abkommen“) aus­
gehandelt. 

(3) Das Abkommen sollte genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Rahmenabkommen zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Europäischen Union über die Beteiligung der 

Vereinigten Staaten von Amerika an Krisenbewältigungsopera­
tionen der Europäischen Union („Abkommen“) wird im Namen 
der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen rechtsverbindlich 
für die Union zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Das Abkommen wird ab dem Zeitpunkt seiner Unterzeichnung 
vorläufig angewandt, bis die für seinen Abschluss erforderlichen 
Verfahren abgeschlossen sind ( 1 ). 

Artikel 4 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 10 Absatz 1 des 
Abkommens vorgesehene Notifikation im Namen der Union 
vor. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 31. März 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

VÖLNER P.
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( 1 ) Das Datum der Unterzeichnung des Abkommens wird auf Veranlas­
sung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht.



ÜBERSETZUNG 

RAHMENABKOMMEN 

zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Union über die Beteiligung 
der Vereinigten Staaten von Amerika an Krisenbewältigungsoperationen der Europäischen Union 

DIE VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA („VEREINIGTE STAATEN“) 

und 

DIE EUROPÄISCHE UNION („EU“ oder „EUROPÄISCHE UNION“), 

nachstehend gemeinsam als „Vertragsparteien“ bezeichnet — 

In erwägung nachstehender gründe: 

Die Europäische Union kann beschließen, Maßnahmen im Bereich der Krisenbewältigung zu treffen. 

In den vergangenen zwei Jahrzehnten haben sich Regierungen und multilaterale Organisationen zunehmend bemüht, 
Mittel einzusetzen, um das Auftreten von Konflikten weltweit zu verringern. 

Die Vereinigten Staaten und die EU teilen den Wunsch, durch Lastenteilung bei Krisenbewältigungsoperationen eine 
friedliche Aussöhnung zu fördern und Wiederaufbau und Stabilisierung zu erleichtern, und glauben, dass derartige 
Operationen der EU durch Beiträge von Experten aus den Vereinigten Staaten höhere Erfolgsaussichten haben. 

Die Vereinigten Staaten und die EU möchten allgemeine Bedingungen für die Beteiligung der Vereinigten Staaten an 
EU-Krisenbewältigungsoperationen in einem Abkommen festlegen, das einen Rahmen für eine solche etwaige 
künftige Beteiligung schafft, damit diese Bedingungen nicht für jede einzelne Operation von Fall zu Fall festgelegt werden 
müssen — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Beschlüsse im Hinblick auf eine Beteiligung 

(1) Im Anschluss an den Beschluss der Europäischen Union, 
die Vereinigten Staaten zur Beteiligung an einer EU-Krisenbe­
wältigungsoperation einzuladen, übermitteln die Vereinigten 
Staaten, sobald sie sich für eine Beteiligung entschieden haben, 
der Europäischen Union Informationen über den von ihnen 
vorgeschlagenen Beitrag zu der Operation. Mit ihrer Entschei­
dung, sich an einer EU-Krisenbewältigungsoperation zu betei­
ligen, bringen die Vereinigten Staaten ihr Einverständnis zum 
Ausdruck, sich an die Bestimmungen des Beschlusses des Rates 
zur Durchführung der betreffenden EU-Operation („Rats­
beschluss“) zu halten. 

(2) Zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten 
Staaten finden Konsultationen über den vorgeschlagenen Beitrag 
der Vereinigten Staaten einschließlich des möglichen Beitrags 
zum Verwaltungshaushalt der Operation statt; sofern eine Betei­
ligung vereinbart wird, erfolgt diese nach den Bestimmungen 
dieses Abkommens und etwaiger diesbezüglicher Durchfüh­
rungsvereinbarungen, die die Vertragsparteien eingegangen sind. 

(3) Der Beitrag der Vereinigten Staaten zu EU-Krisenbewälti­
gungsoperationen lässt die Beschlussfassungsautonomie der Eu­
ropäischen Union unberührt und präjudiziert nicht den Um­
stand, dass die Vereinigten Staaten über ihre Beteiligung an einer 
EU-Krisenbewältigungsoperation von Fall zu Fall entscheiden. 

(4) Die Europäische Union unterrichtet die Vereinigten Staa­
ten vorab über jeglichen Beschluss, den in Absatz 1 genannten 

Ratsbeschluss zu ändern oder diesbezügliche Durchführungs­
maßnahmen zu erlassen oder zu ändern. 

(5) Die Vereinigten Staaten können ihre Beteiligung an einer 
EU-Krisenbewältigungsoperation jederzeit aus eigener Initiative 
oder auf Antrag der EU nach Konsultationen zwischen den 
Vertragsparteien ganz oder teilweise widerrufen. 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

(1) Sofern die Vertragsparteien nicht etwas anderes schriftlich 
vereinbaren, gilt dieses Abkommen nur für EU-Krisenbewälti­
gungsoperationen, zu denen die Vereinigten Staaten nach dem 
Datum der Unterzeichnung dieses Abkommens einen Beitrag 
leisten; bestehende Abkommen zur Regelung der Beteiligung 
der Vereinigten Staaten an EU-Krisenbewältigungsoperationen 
werden durch das vorliegende Abkommen nicht berührt. 

(2) Dieses Abkommen betrifft nur Beiträge der Vereinigten 
Staaten in Form von zivilen Kräften, Einheiten und Mitteln zu 
EU-Krisenbewältungsoperationen („US-Kontingent“). 

Artikel 3 

Status des Personals und der Einheiten 

(1) Der Status des einer EU-Krisenbewältigungsoperation zu­
gewiesenen US-Kontingents und insbesondere dessen Vorrechte 
und Immunitäten werden in dem Abkommen über den Status 
der Mission („Statusabkommen“) geregelt, das zwischen der EU 
und dem Staat, in dem die Operation durchgeführt wird, ge­
schlossen wurde, wobei Folgendes vorausgesetzt wird: a) Die 
Vereinigten Staaten erhalten Gelegenheit zur Prüfung des Status­
abkommens, bevor sie über ihre Beteiligung an der Operation
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entscheiden, und b) ist zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Prüfung 
zu erfolgen hätte, kein Statusabkommen geschlossen, konsultie­
ren die Vertragsparteien einander und verständigen sich auf eine 
geeignete alternative Vereinbarung über den Status des US-Kon­
tingents, bevor dieses entsandt wird, unbeschadet der Gesamt­
verantwortung der EU für den Abschluss von Vereinbarungen 
mit dem Gastland über den Status des EU-Personals und der 
EU-Einheiten. 

(2) Der Status eines US-Kontingents, das in Hauptquartieren 
oder Führungselementen außerhalb des Lands (oder der Länder) 
Dienst tut, in dem (in denen) die Operation stattfindet, wird 
gegebenenfalls durch Vereinbarungen zwischen den Hauptquar­
tieren und Führungselementen des betreffenden Staates (der be­
treffenden Staaten) und den Vereinigten Staaten geregelt. 

(3) Soweit es ihre eigenen Gesetze und sonstigen Rechtsvor­
schriften zulassen, haben die Vereinigten Staaten das Recht, die 
Gerichtsbarkeit über ihr abgestelltes Personal in dem Land, in 
dem die Operation eingeleitet wird, auszuüben. 

(4) Die Vereinigten Staaten sind im Einklang mit ihren 
Rechtsvorschriften für Schadenersatzansprüche in Verbindung 
mit ihrer Beteiligung an einer EU-Krisenbewältigungsoperation 
verantwortlich, die von Mitgliedern ihres Personals geltend ge­
macht werden oder diese betreffen. Diese Bestimmung stellt 
keinen Verzicht auf die Staatenimmunität der Vereinigten Staa­
ten dar. Dieses Abkommen bezweckt nicht, eine gerichtliche 
Zuständigkeit, wo eine solche nicht bereits gegeben ist, oder 
einen Rechtsanspruch vor einem solchen Gericht gegen die Ver­
einigten Staaten zu begründen. 

(5) Die Vertragsparteien kommen überein, gegenseitig auf 
alle Ansprüche (mit Ausnahme vertraglicher Forderungen) we­
gen Beschädigung, Verlust oder Zerstörung von Mitteln, die 
ihnen gehören/von ihnen genutzt werden, oder wegen Körper­
verletzung oder Tod von Mitgliedern des Personals einer Ver­
tragspartei zu verzichten, wenn die Beschädigung, der Verlust, 
die Zerstörung, die Körperverletzung oder der Tod in Erfüllung 
ihrer Aufgaben in Zusammenhang mit Aktivitäten im Rahmen 
dieses Abkommens verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe 
Fahrlässigkeit oder vorsätzliches Verschulden vor. 

(6) Die Vereinigten Staaten verpflichten sich, bei der Unter­
zeichnung dieses Abkommens eine Erklärung über den gegen­
seitigen Verzicht auf Schadenersatzansprüche gegenüber allen 
EU-Mitgliedstaaten abzugeben, die an einer EU-Krisenbewälti­
gungsoperation beteiligt sind, an der die Vereinigten Staaten 
teilnehmen. 

(7) Die EU verpflichtet sich, zu gewährleisten, dass ihre Mit­
gliedstaaten bei der Unterzeichnung dieses Abkommens eine 
Erklärung über den Verzicht auf Schadenersatzansprüche im 
Zusammenhang mit einer künftigen Beteiligung der Vereinigten 
Staaten an einer EU-Krisenbewältigungsoperation abgeben. 

Artikel 4 

Verschlusssachen 

Das am 30. April 2007 in Washington zwischen der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen 
Union geschlossene Abkommen über die Sicherheit von Ver­
schlusssachen findet im Rahmen von EU-Krisenbewältigungs­
operationen Anwendung. 

Artikel 5 

Beteiligung an der Operation 

(1) Die Vereinigten Staaten sind bestrebt, mittels spezifischer 
Anweisungen sicherzustellen, dass das im Rahmen ihrer Betei­
ligung an EU-Krisenbewältigungsoperationen zur Verfügung ge­
stellte Personal („zugewiesenes Personal“) seinem Auftrag so 
nachkommt, dass es dem in Artikel 1 genannten Ratsbeschluss, 
dem Einsatzplan und den diesbezüglichen Durchführungsmaß­
nahmen gerecht wird und diese uneingeschränkt unterstützt. 

(2) Die Vereinigten Staaten führen mit der EU rechtzeitig 
Konsultationen über jede Änderung ihres Beitrags zu einer 
EU-Krisenbewältigungsoperation im Rahmen dieses Abkom­
mens. 

(3) Die medizinische Tauglichkeit des zugewiesenen Per­
sonals wird angemessen bescheinigt; das Personal erhält eine 
Abschrift der Bescheinigung, die auf Nachfrage den verantwort­
lichen Stellen der EU vorzulegen ist. 

Artikel 6 

Befehlskette 

(1) Während der Dauer des Einsatzes hat der Befehlshaber 
oder Leiter der EU-Mission die Befehlsgewalt inne und leitet 
die Tätigkeiten des zugewiesenen Personals und der zugewiese­
nen Einheiten. 

(2) Das zugewiesene Personal und die zugewiesenen Einhei­
ten stehen weiterhin unter der Gesamtverantwortung der Ver­
einigten Staaten. 

(3) Die Vereinigten Staaten sind bestrebt, mittels spezifischer 
Anweisungen sicherzustellen, dass das zugewiesene Personal — 
unter Leitung und Führung des Befehlshabers oder Leiters der 
EU-Mission — seine Aufgaben so erfüllt und sich so verhält, 
dass dies in vollem Einklang mit den Zielen der Operation steht. 

(4) Die Vereinigten Staaten haben bei der laufenden Durch­
führung der EU-Krisenbewältigungsoperation dieselben Rechte 
und Pflichten wie die an der Operation beteiligten Mitgliedstaa­
ten der Europäischen Union.
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(5) Der Befehlshaber oder Leiter der EU-Mission übt die dis­
ziplinarische Gesamtaufsicht über das zugewiesene Personal aus. 
Gegebenenfalls erforderliche Disziplinarmaßnahmen werden 
von den Vereinigten Staaten ergriffen. 

(6) Zur Vertretung ihres nationalen Kontingents im Rahmen 
der betreffenden EU-Krisenbewältigungsoperation ernennen die 
Vereinigten Staaten einen nationalen Kontingentsleiter („NPC“). 
Der NPC erstattet dem Missionsleiter über nationale Angelegen­
heiten Bericht und ist für die laufende Aufrechterhaltung der 
Disziplin in seinem Kontingent zuständig. 

(7) Der Beschluss über die Beendigung einer Operation wird 
von der Europäischen Union nach Konsultation mit den Ver­
einigten Staaten gefasst, sofern diese zu dem Zeitpunkt, zu dem 
ein solcher Beschluss in Erwägung gezogen wird, noch einen 
Beitrag zu der EU-Krisenbewältigungsoperation leisten. 

Artikel 7 

Finanzaspekte 

(1) Die Vereinigten Staaten tragen alle im Zusammenhang 
mit ihrer Beteiligung an EU-Krisenbewältigungsoperationen ent­
stehenden Kosten, mit Ausnahme der Kosten, für die im Ver­
waltungshaushaltsplan der Mission eine gemeinsame Finanzie­
rung vorgesehen ist. 

(2) Die Europäische Union nimmt die Vereinigten Staaten 
von der Leistung finanzieller Beiträge zum Verwaltungshaushalt 
einer EU-Krisenbewältigungsoperation aus, wenn sie die Feststel­
lung trifft, dass die Vereinigten Staaten einen umfangreichen 
Beitrag leisten. Den Vereinigten Staaten wird die Entscheidung 
der EU hinsichtlich der finanziellen Beiträge zum Verwaltungs­
haushalt zum Zeitpunkt der Konsultationen nach Artikel 1 Ab­
satz 2 bekannt gegeben. 

(3) Die Beteiligung der Vereinigten Staaten an EU-Krisenbe­
wältigungsoperationen im Rahmen dieses Abkommens hängt 
von der Verfügbarkeit ausreichender Finanzmittel ab. 

Artikel 8 

Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens 

Alle zur Durchführung dieses Abkommens erforderlichen tech­
nischen, finanziellen und administrativen Vereinbarungen wer­
den von den zuständigen Behörden der Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Union unterzeichnet. 

Artikel 9 

Streitbeilegung 

Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab­
kommens werden zwischen den Vertragsparteien auf diploma­
tischem Wege beigelegt. 

Artikel 10 

Inkrafttreten und Beendigung 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des ersten Monats 
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Vertragsparteien 
einander den Abschluss der hierfür erforderlichen innerstaatli­
chen Verfahren notifiziert haben. 

(2) Dieses Abkommen findet vorläufige Anwendung ab dem 
Zeitpunkt seiner Unterzeichnung. 

(3) Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien regel­
mäßig überprüft. 

(4) Dieses Abkommen kann im gegenseitigen schriftlichen 
Einvernehmen der Vertragsparteien geändert werden. 

(5) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch schrift­
liche Notifizierung an die andere Vertragspartei binnen sechs 
Monaten kündigen. 

Geschehen zu Washington am siebzehnten Mai zweitausendelf in zwei Urschriften in englischer Sprache. 

Für die Europäische Union 

C. ASHTON 
Für die Vereinigten Staaten von Amerika 

H. CLINTON
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WORTLAUT FÜR ERKLÄRUNGEN 

Text für die EU-Mitgliedstaaten: 

„Die Mitgliedstaaten der EU sind im Rahmen der Anwendung eines Beschlusses des Rates der EU über 
eine EU-Krisenbewältigungsoperation, an der die Vereinigten Staaten teilnehmen, gewillt, soweit ihre 
innerstaatliche Rechtsordnungen dies zulassen, auf Ansprüche gegen die Vereinigten Staaten wegen 
Körperverletzung oder Tod von Mitgliedern ihres Personals oder wegen Beschädigung oder Verlust 
von Mitteln, die ihnen gehören und im Rahmen der EU-Krisenbewältigungsoperation genutzt werden, 
so weit wie möglich zu verzichten, wenn die Körperverletzung, der Tod, die Beschädigung oder der 
Verlust 

— von Personal der Vereinigten Staaten in Erfüllung seiner Aufgaben in Zusammenhang mit einer EU- 
Krisenbewältigungsoperation verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe Fahrlässigkeit oder vor­
sätzliches Verschulden vor, oder 

— durch die Nutzung von Mitteln verursacht wurde, die Eigentum der Vereinigten Staaten sind, sofern 
diese Mittel im Zusammenhang mit der Operation genutzt wurden, außer im Falle grober Fahr­
lässigkeit oder vorsätzlichen Verschuldens vonseiten des Personals der EU-Krisenbewältigungsope­
ration der Vereinigten Staaten bei der Nutzung dieser Mittel.“ 

Text für die Vereinigten Staaten: 

„Die Vereinigten Staaten sind im Falle einer Beteiligung der Vereinigten Staaten an einer EU-Krisenbe­
wältigungsoperation gewillt, soweit ihre innerstaatliche Rechtsordnung dies zulässt, auf Ansprüche 
gegen jeden anderen an der EU-Krisenbewältigungsoperation teilnehmenden Staat wegen Körperverlet­
zung oder Tod von Mitgliedern ihres Personals oder wegen Beschädigung oder Verlust von Mitteln, die 
den Vereinigten Staaten gehören und im Rahmen der EU-Krisenbewältigungsoperation genutzt werden, 
so weit wie möglich zu verzichten, wenn die Körperverletzung, der Tod, die Beschädigung oder der 
Verlust 

— von Personal in Erfüllung seiner Aufgaben in Zusammenhang mit einer EU-Krisenbewältigungs­
operation verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe Fahrlässigkeit oder vorsätzliches Verschulden 
vor, oder 

— durch die Nutzung von Mitteln verursacht wurde, die den an der EU-Krisenbewältigungsoperation 
teilnehmenden Staaten gehören, sofern diese Mittel im Zusammenhang mit der Operation genutzt 
wurden, außer im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlichen Verschuldens vonseiten des Per­
sonals der EU-Krisenbewältigungsoperation bei der Nutzung dieser Mittel.“
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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 527/2011 DER KOMMISSION 

vom 30. Mai 2011 

zur Zulassung einer Zubereitung aus Endo-1,4-β-Xylanase (erzeugt aus Trichoderma reesei MUCL 
49755), Endo-1,3(4)-β-Glucanase (erzeugt aus Trichoderma reesei MUCL 49754) und 
Polygalacturonase (erzeugt aus Aspergillus aculeatus CBS 589.94) als Zusatzstoff in Futtermitteln 

für Absatzferkel (Zulassungsinhaber: Aveve NV) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über 
Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 regelt die Zulas­
sung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tier­
ernährung sowie die Voraussetzungen und Verfahren 
für die Erteilung einer solchen Zulassung. 

(2) Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
wurde ein Antrag gestellt auf Zulassung einer Zuberei­
tung aus Endo-1,4-β-Xylanase (EC 3.2.1.8) (erzeugt aus 
Trichoderma reesei MUCL 49755), Endo-1,3(4)-β-Glucanase 
(EC 3.2.1.6) (erzeugt aus Trichoderma reesei MUCL 49754) 
und Polygalacturonase (EC 3.2.1.15) (erzeugt aus Asper­
gillus aculeatus CBS 589.94), wie im Anhang beschrieben. 
Diesem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen An­
gaben und Unterlagen beigefügt. 

(3) Der Antrag betrifft die Zulassung der im Anhang be­
schriebenen Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie 
„zootechnische Zusatzstoffe“ einzuordnen ist, als Zusatz­
stoff in Futtermitteln für Absatzferkel. 

(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im 
Folgenden „Behörde“) kam in ihren Gutachten vom 8. Juli 
2009 ( 2 ) und vom 2. Februar 2011 ( 3 ) zu dem Schluss, 
dass die im Anhang beschriebene Zubereitung unter den 
vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen keine nach­
teiligen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier oder auf die Umwelt hat und dass dieser Zusatz­
stoff die Gewichtszunahme und die Futterverwertung bei 
der Zielart verbessern kann. Besondere Vorgaben für die 
Überwachung nach dem Inverkehrbringen hält die Be­
hörde nicht für erforderlich. Die Behörde hat auch den 
Bericht über die Methode zur Analyse des Futtermittel­
zusatzstoffs in Futtermitteln geprüft, den das mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenz­
labor für Futtermittelzusatzstoffe vorgelegt hat. 

(5) Die Bewertung der im Anhang beschriebenen Zuberei­
tung hat ergeben, dass die Bedingungen für die Zulassung 
gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
erfüllt sind. Daher sollte die Verwendung dieser Zuberei­
tung gemäß den Angaben im Anhang der vorliegenden 
Verordnung zugelassen werden. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang beschriebene Zubereitung, die der Zusatzstoff­
kategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und der Funktionsgruppe 
„Verdaulichkeitsförderer“ angehört, wird unter den im Anhang 
aufgeführten Bedingungen als Zusatzstoff in der Tierernährung 
zugelassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 30. Mai 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Kennnummer 
des 

Zusatzstoffs 

Name des 
Zulassungsinhabers Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode 
Tierart oder 

Tierkategorie Höchstalter 

Mindestgehalt Höchstgehalt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer der 
Zulassung Aktivität/kg Alleinfuttermittel mit 

einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % 

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer. 

4a 14 Aveve NV Endo-1,4-β-Xylanase 
EC 3.2.1.8 

Endo-1,3(4)-β-Gluca­
nase 
EC 3.2.1.6 

Polygalacturonase 
EC 3.2.1.15 

Zusammensetzung des Zusatzstoffs 

Zubereitung aus Endo-1,4-β-Xylanase 
(EC 3.2.1.8) (erzeugt aus Trichoderma ree­
sei MUCL 49755), Endo-1,3(4)-β-Gluca­
nase (EC 3.2.1.6) (erzeugt aus Tricho­
derma reesei MUCL 49754) und Poly­
galacturonase (EC 3.2.1.15) (erzeugt 
aus Aspergillus aculeatus CBS 589.94) 
mit einer Mindestaktivität von: 

fest: 

Endo-1,4-β-Xylanase: 21 400 XU (1 )/g 

Endo-1,3(4)-β-Glucanase: 
12 300 BGU (2 )/g 

Polygalacturonase: 460 PGLU (3 )/g 

flüssig: 

Endo-1,4-β-Xylanase: 10 700 XU/g 

Endo-1,3(4)-β-Glucanase: 6 150 BGU/g 

Polygalacturonase: 230 PGLU/g 

Charakterisierung des Wirkstoffs: 

Endo-1,4-β-Xylanase (EC 3.2.1.8) 
(erzeugt aus Trichoderma reesei), 

Endo-1,3(4)-β-Glucanase (EC 3.2.1.6) 
(erzeugt aus Trichoderma reesei) und Poly­
galacturonase (EC 3.2.1.15) (erzeugt aus 
Aspergillus aculeatus) 

Analysemethode (4 ) 

Charakterisierung der Wirkstoffe im Zu­
satzstoff und in Futtermitteln: 

Ferkel 
(abgesetzt) 

Endo-1,4-β- 
Xylanase: 

2 140 XU 

Endo-1,3(4)- 
β-Glucanase: 
1 230 BGU 

Polygalactu­
ronase: 46 

PGLU 

— 1. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischung sind die La­
gertemperatur, die Haltbar­
keit und die Pelletierstabili­
tät anzugeben. 

2. Für Ferkel (abgesetzt) 
bis 35 kg Körpergewicht. 

3. Für die Verwendung in 
Mischfuttermitteln mit ho­
hem Gehalt an Nicht- 
Stärke-Polysacchariden. 

20. Juni 2021
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Kennnummer 
des 

Zusatzstoffs 

Name des 
Zulassungsinhabers Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode 
Tierart oder 

Tierkategorie Höchstalter 

Mindestgehalt Höchstgehalt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer der 
Zulassung Aktivität/kg Alleinfuttermittel mit 

einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % 

— Kolorimetrisches Verfahren zur Mes­
sung eines wasserlöslichen Farb­
stoffs, der durch die Aktivität von 
Endo-1,4-β-Xylanase aus mit Farb­
stoff vernetztem Weizen-Arabinox­
ylansubstrat freigesetzt wird. 

— Kolorimetrisches Verfahren zur Mes­
sung eines wasserlöslichen Farb­
stoffs, der durch die Aktivität von 
Endo-1,3(4)-β-Glucanase aus mit 
Farbstoff vernetztem Gersten-Beta- 
Glucansubstrat freigesetzt wird. 

— Viskosimetrisches Verfahren auf Ba­
sis der Verringerung der Viskosität 
durch die Aktivität von Polygalactu­
ronase in pektinhaltigem Substrat 
(Polymethylgalacturonsäure). 

(1 ) 1 XU ist die Enzymmenge, die 1 μmol reduzierende Zucker (Xyloseäquivalent) pro Minute bei einem pH-Wert von 4,8 und einer Temperatur von 50 °C aus Spelzhafer-Xylan freisetzt. 
(2 ) 1 BGU ist die Enzymmenge, die 1 μmol reduzierende Zucker (Cellobioseäquivalent) pro Minute bei einem pH-Wert von 5,0 und einer Temperatur von 50 °C aus Gersten-Beta-Glucan freisetzt. 
(3 ) 1 PGLU ist die Enzymmenge, die 1 μmol reduzierende Zucker (Glucoseäquivalent) pro Minute bei einem pH-Wert von 4,8 und einer Temperatur von 35 °C aus Polymethylgalacturonsäure (pektinhaltiges Substrat) freisetzt. 
(4 ) Nähere Informationen zu den Analysemethoden des Referenzlabors unter folgender Adresse im Internet: http://irmm.jrc.ec.europa.eu/EURLs/EURL_feed_additives/Pages/index.aspx
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 528/2011 DER KOMMISSION 

vom 30. Mai 2011 

zur Zulassung von Endo-1,4-β-Xylanase aus Trichoderma reesei (ATCC PTA 5588) als Zusatzstoff in 
Futtermitteln für Absatzferkel und Mastschweine (Zulassungsinhaber: Danisco Animal Nutrition) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über 
Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 regelt die Zulas­
sung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tier­
ernährung sowie die Voraussetzungen und Verfahren 
für die Erteilung einer solchen Zulassung. 

(2) Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
wurde ein Antrag auf Zulassung von Endo-1,4-β-Xyla­
nase (EC 3.2.1.8), erzeugt aus Trichoderma reesei (ATCC 
PTA 5588), gestellt. Dem Antrag waren die gemäß 
Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefügt. 

(3) Der Antrag betrifft die Zulassung von Endo-1,4-β-Xyla­
nase (EC 3.2.1.8), erzeugt aus Trichoderma reesei (ATCC 
PTA 5588), als Zusatzstoff in Futtermitteln für Absatz­
ferkel und Mastschweine, der in die Zusatzstoffkategorie 
„zootechnische Zusatzstoffe“ einzuordnen ist. 

(4) Die Verwendung dieser Zubereitung wurde mit der Ver­
ordnung (EU) Nr. 9/2010 der Kommission ( 2 ) für zehn 
Jahre bei Masthühnern, Legehennen, Enten und Masttrut­
hühnern zugelassen. 

(5) Inzwischen sind neue Daten vorgelegt worden, die den 
Antrag auf Zulassung von Endo-1,4-β-Xylanase (EC 
3.2.1.8), erzeugt aus Trichoderma reesei (ATCC PTA 5588), 
für Absatzferkel und Mastschweine stützen. Die Europäi­
sche Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden 

„Behörde“) kam in ihrem Gutachten vom 1. Februar 
2011 ( 3 ) zu dem Schluss, dass Endo-1,4-β-Xylanase (EC 
3.2.1.8), erzeugt aus Trichoderma reesei (ATCC PTA 5588), 
unter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen 
keine nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit 
von Mensch und Tier oder auf die Umwelt hat und 
dass die Verwendung dieser Zubereitung zur Verbes­
serung der Leistungsmerkmale der Tiere führen kann. 
Besondere Vorgaben für die Überwachung nach dem In­
verkehrbringen hält die Behörde nicht für erforderlich. 
Die Behörde hat auch den Bericht über die Methode 
zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln 
geprüft, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 
1831/2003 eingerichtete Referenzlabor für Futtermittel­
zusatzstoffe vorgelegt hat. 

(6) Die Bewertung von Endo-1,4-β-Xylanase (EC 3.2.1.8), er­
zeugt aus Trichoderma reesei (ATCC PTA 5588), hat erge­
ben, dass die Bedingungen für die Zulassung gemäß 
Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt 
sind. Daher sollte die Verwendung dieser Zubereitung 
gemäß den Angaben im Anhang der vorliegenden Ver­
ordnung zugelassen werden. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang genannte Zubereitung, die in die Zusatzstoff­
kategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe 
„Verdaulichkeitsförderer“ einzuordnen ist, wird als Zusatzstoff in 
der Tierernährung unter den im Anhang aufgeführten Bedingun­
gen zugelassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 30. Mai 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Kennnum­
mer des Zu­

satzstoffs 

Name des Zu­
lassungsinhabers Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, Beschrei­

bung, Analysemethode 
Tierart oder 

Tierkategorie Höchstalter 

Mindestge­
halt 

Höchstgehalt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung Aktivität/kg Alleinfutter­

mittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % 

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer 

4a11 Danisco Ani­
mal Nutri­
tion 

Endo-1,4- 
β-Xylanase 

EC 3.2.1.8 

Zusammensetzung des Zusatzstoffs 

Zubereitung aus Endo-1,4-β-Xylanase (EC 
3.2.1.8) 

aus Trichoderma reesei (ATCC PTA 5588) mit 
einer Mindestaktivität von: 40 000 U (1 )/g 

Charakterisierung des Wirkstoffs 

Endo-1,4-β-Xylanase (EC 3.2.1.8) aus Tricho­
derma reesei (ATCC PTA 5588) 

Analysemethode (2 ) 

Kolorimetrisches Verfahren zur Messung eines 
wasserlöslichen Farbstoffs, der durch die Akti­
vität von Endo-1,4-β-Xylanase aus mit Azurin 
vernetzten Weizen-Arabinoxylansubstraten 
freigesetzt wird. 

Ferkel (ab­
gesetzt) 

und Mast­
schweine 

2 000 U — 1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz­
stoff und die Vormischung sind die Lager­
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle­
tierstabilität anzugeben. 

2. Zur Verwendung in Futtermitteln mit ho­
hem Gehalt an Stärke und Nicht-Stärke-Po­
lysacchariden. 

3. Für Ferkel (abgesetzt) bis 35 kg Körper­
gewicht. 

20. Juni 2021 

(1 ) 1 U ist die Enzymmenge, die 0,5 μmol reduzierende Zucker (Xyloseäquivalente) pro Minute bei einem pH-Wert von 5,3 und einer Temperatur von 50 °C aus vernetztem Spelzhafer-Arabinoxylan-Substrat freisetzt. 
(2 ) Nähere Informationen zu den Analysemethoden des Referenzlabors unter folgender Adresse im Internet: http://irmm.jrc.ec.europa.eu/EURLs/EURL_feed_additives/Pages/index.aspx
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 529/2011 DER KOMMISSION 

vom 30. Mai 2011 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 in Bezug auf die Auslösungsschwellen 
für die Zusatzzölle für Tomaten/Paradeiser, Aprikosen/Marillen, Zitronen, Pflaumen, Pfirsiche, 

einschließlich Brugnolen und Nektarinen, Birnen sowie Tafeltrauben 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 143 Buchstabe b in Verbin­
dung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kom­
mission vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungs­
bestimmungen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, 
(EG) Nr. 2201/96 und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im 
Sektor Obst und Gemüse ( 2 ) wird die Einfuhr der in ih­
rem Anhang XVII aufgeführten Erzeugnisse überwacht. 
Diese Überwachung erfolgt nach den Modalitäten von 
Artikel 308d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der 
Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvor­
schriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des 
Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaf­
ten ( 3 ). 

(2) Zur Anwendung von Artikel 5 Absatz 4 des im Rahmen 
der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay- 

Runde geschlossenen Übereinkommens über die Land­
wirtschaft ( 4 ) und auf der Grundlage der letzten für 2008, 
2009 und 2010 verfügbaren Angaben sind die Aus­
lösungsschwellen für die Zusatzzölle für Tomaten/Para­
deiser ( 5 ) Aprikosen/Marillen * , Zitronen, Pflaumen, Pfirsi­
che, einschließlich Brugnolen und Nektarinen, Birnen so­
wie Tafeltrauben zu ändern. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XVII der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 erhält die 
Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Juni 2011. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 30. Mai 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

„ANHANG XVII 

ZUSATZZÖLLE: TITEL IV KAPITEL II ABSCHNITT 2 

Unbeschadet der Regeln für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur hat der Wortlaut der Warenbezeichnung nur 
Hinweischarakter. Der Anwendungsbereich der Zusatzzölle wird im Rahmen dieses Anhangs durch den Umfang der KN- 
Codes zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Verordnung bestimmt. 

Laufende Nr. KN-Code Warenbezeichnung Anwendungszeitraum Auslösungsschwelle (in 
Tonnen) 

78.0015 0702 00 00 Tomaten/Paradeiser 1. Oktober bis 31. Mai 481 625 

78.0020 1. Juni bis 30. September 44 251 

78.0065 0707 00 05 Gurken 1. Mai bis 31. Oktober 31 289 

78.0075 1. November bis 30. April 26 583 

78.0085 0709 90 80 Artischocken 1. November bis 30. Juni 17 258 

78.0100 0709 90 70 Zucchini (Courgettes) 1. Januar bis 31. Dezember 57 955 

78.0110 0805 10 20 Orangen 1. Dezember bis 31. Mai 368 535 

78.0120 0805 20 10 Clementinen 1. November bis Ende Februar 175 110 

78.0130 0805 20 30 
0805 20 50 
0805 20 70 
0805 20 90 

Mandarinen (einschließlich Tangerinen 
und Satsumas); Wilkings und ähnliche 
Kreuzungen von Zitrusfrüchten 

1. November bis Ende Februar 115 625 

78.0155 0805 50 10 Zitronen 1. Juni bis 31. Dezember 346 366 

78.0160 1. Januar bis 31. Mai 88 090 

78.0170 0806 10 10 Tafeltrauben 21. Juli bis 20. November 80 588 

78.0175 0808 10 80 Äpfel 1. Januar bis 31. August 916 384 

78.0180 1. September bis 31. Dezember 95 396 

78.0220 0808 20 50 Birnen 1. Januar bis 30. April 229 646 

78.0235 1. Juli bis 31. Dezember 35 541 

78.0250 0809 10 00 Aprikosen/Marillen 1. Juni bis 31. Juli 5 794 

78.0265 0809 20 95 Kirschen, außer Sauerkirschen/Weich­
seln 

21. Mai bis 10. August 30 783 

78.0270 0809 30 Pfirsiche, einschließlich Brugnolen und 
Nektarinen 

11. Juni bis 30. September 5 613 

78.0280 0809 40 05 Pflaumen 11. Juni bis 30. September 10 293“

DE 31.5.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 143/13



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 530/2011 DER KOMMISSION 

vom 30. Mai 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 31. Mai 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 30. Mai 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 64,0 
MA 133,3 
TR 67,3 
ZZ 88,2 

0707 00 05 AL 31,8 
MK 28,2 
TR 111,1 
ZZ 57,0 

0709 90 70 MA 86,8 
TR 122,2 
ZZ 104,5 

0709 90 80 EC 23,2 
ZZ 23,2 

0805 10 20 EG 57,8 
IL 54,0 

MA 49,7 
TR 74,4 
ZZ 59,0 

0805 50 10 AR 72,2 
TR 68,8 
ZA 127,2 
ZZ 89,4 

0808 10 80 AR 98,2 
BR 79,0 
CA 129,0 
CL 79,0 
CN 95,4 
CR 69,1 
NZ 112,2 
US 102,6 
UY 96,7 
ZA 87,0 
ZZ 94,8 

0809 20 95 US 384,8 
ZZ 384,8 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 26. Januar 2011 

über die Beihilferegelungen C 50/07 (ex N 894/06), die Frankreich zur Förderung von auf 
den Grundsätzen der Solidarität und der Eigenverantwortung basierenden 
Krankenversicherungsverträgen und von Kollektivverträgen über Zusatzversicherungen gegen die 

Risiken im Zusammenhang mit Tod, Invalidität und Berufsunfähigkeit durchzuführen plant 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 267) 

(Nur der französische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/319/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1 ( 1 ), 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß dem 
genannten Artikel ( 2 ) und unter Berücksichtigung dieser Stel­
lungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. VERFAHREN 

(1) Mit Schreiben vom 28. Dezember 2006 hat Frankreich 
Beihilferegelungen zur Förderung von auf den Grundsät­
zen der Solidarität und der Eigenverantwortung basieren­
den Krankenversicherungsverträgen („contrats d’assurance 
maladie solidaires et responsables“, im Folgenden „Soli­
darverträge“ genannt), wie im Entwurf des Haushalts­
berichtigungsgesetzes für das Haushaltsjahr 2006 beab­
sichtigt, bei der Kommission angemeldet. Die maßgeb­
lichen Bestimmungen sind in Artikel 88 des französi­
schen Haushaltsberichtigungsgesetzes Nr. 2006-1771 
vom 30. Dezember 2006 für das Haushaltsjahr 2006 ( 3 ) 
niedergelegt worden. Mit Schreiben vom 26. Februar, 
11. Mai und 18. September 2007 übermittelte Frankreich 
der Kommission zusätzliche Informationen. 

(2) Mit Schreiben vom 13. November 2007 hat die Kommis­
sion Frankreich von ihrem Beschluss in Kenntnis gesetzt, 
wegen dieser Beihilfe das förmliche Prüfverfahren nach 
Artikel 108 Absatz 2 AEUV einzuleiten. 

(3) Der Beschluss der Kommission, das förmliche Prüfverfah­
ren einzuleiten, wurde im Amtsblatt der Europäischen 
Union ( 4 ) veröffentlicht. Die Kommission forderte die Be­
teiligten auf, zu den betreffenden Beihilfen Stellung zu 
nehmen. 

(4) Mit Schreiben vom 21. Dezember 2007 übermittelte 
Frankreich seine Stellungnahme zu dem Beschluss, das 
förmliche Prüfverfahren einzuleiten. 

(5) Bei der Kommission gingen von mehreren Beteiligten 
Stellungnahmen zu dieser Sache ein. Sie übermittelte 
diese zwecks Stellungnahme an Frankreich. Mit Schreiben 
vom 8. Mai 2008 gingen die Kommentare Frankreichs 
bei der Kommission ein. 

(6) Mit Schreiben vom 31. Oktober 2008 übermittelte 
Frankreich der Kommission zusätzliche Informationen. 

(7) Im Februar 2009 übermittelten einige Beteiligte der Kom­
mission zusätzliche Informationen. 

(8) Nach einer Sitzung der Dienststellen der Kommission 
und der französischen Behörden am 2. Juni 2009 ver­
pflichteten sich die französische Behörden zu analysieren, 
ob gewisse Änderungen in die angemeldeten Beihilfe­
regelungen eingearbeitet werden könnten, und den 
Dienststellen der Kommission das Ergebnis ihrer Analyse 
zeitnah mitzuteilen.
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( 1 ) Mit Wirkung vom 1. Dezember 2009 sind an die Stelle der 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag die Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) getreten. Die 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag und die Artikel 107 und 108 AEUV 
sind im Wesentlichen identisch. Im Rahmen dieses Beschlusses sind 
Bezugnahmen auf die Artikel 107 und 108 AEUV als Bezugnahme 
auf die Artikel 87 und 88 EG-Vertrag zu verstehen, wo dies ange­
bracht ist. Der AEUV ging auch mit einigen terminologischen Än­
derungen einher, so wurde „Gemeinschaft“ durch „Union“ und „Ge­
meinsamer Markt“ durch „Binnenmarkt“ ersetzt. 

( 2 ) ABl. C 38 vom 12.2.2008, S. 10. 
( 3 ) Amtsblatt der Französischen Republik Nr. 303 vom 31. Dezember 

2006, S. 20228, Text Nr. 2 (Quelle: http://www.legifrance.gouv.fr). ( 4 ) Siehe Fußnote Nr. 2.
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(9) Mit Schreiben vom 22. September 2009 räumte die 
Kommission Frankreich eine Frist von 20 Arbeitstagen 
ein, um die Analyse zu übermitteln. 

(10) Mit Schreiben vom 3. November 2009 ersuchten die 
französischen Behörden um Aussetzung des förmlichen 
Prüfverfahrens bis zum 1. April 2010. 

(11) Mit Datum vom 17. November 2009 erteilte die Kom­
mission in Anwendung des Verhaltenskodex für die 
Durchführung von Beihilfeverfahren ( 5 ) ihr Einverständ­
nis, das förmliche Prüfverfahren bis zum 1. April 2010 
auszusetzen, um Frankreich zu ermöglichen, sein Geset­
zesvorhaben mit den Beihilfevorschriften in Einklang zu 
bringen und die notwendigen Konsultationen durch­
zuführen. 

(12) Mit Schreiben vom 26. April 2010 setzten die französi­
schen Behörden die Kommission davon in Kenntnis, dass 
am 17. Mai 2010 bei ihr ein möglicherweise geändertes 
Regelungsvorhaben eingehen würde. 

(13) Mit Schreiben vom 27. Mai 2010 übermittelten die fran­
zösischen Behörden der Kommission Informationen, 
ohne jedoch Änderungen der angemeldeten Regelungen 
in Betracht zu ziehen. 

II. GENAUE BESCHREIBUNG DER BEIHILFE 

(14) Zwei unterschiedliche steuerliche Maßnahmen führten zu 
dem Beschluss, das förmliche Prüfverfahren einzuleiten: 

Befreiung von der Körperschaftsteuer und der wirtschaftlichen 
Gebietsabgabe für die Verwaltung von Solidarverträgen 

(15) Die erste angemeldete Maßnahme sieht eine Befreiung 
von der Körperschaftsteuer, eingeführt in Artikel 207-2 
des französischen Allgemeinen Steuergesetzbuches (kurz 
„CGI“), und von der wirtschaftlichen Gebietsabgabe ( 6 ) 
(Artikel 1461-1 CGI) für die Verwaltung von sogenann­
ten Solidarverträgen im Bereich der Krankenversicherung 
vor. Diese Befreiungen würden allen Versicherungsträgern 
zugute kommen, die diese Verträge anbieten: Versiche­
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit („mutuelles“) und Ver­
einigungen dieser Versicherungsvereine („unions“), die 
dem Gesetzbuch über die Versicherung auf Gegenseitig­
keit („code de la mutualité“) unterliegen, Versorgungswer­
ken („institutions de prévoyance“), die Titel III Buch IX 
französisches Sozialgesetzbuch („code de la sécurité so­
ciale“) oder Buch VII Landwirtschaftsgesetzbuch („code 
rural“) unterliegen, sowie allen Versicherungsunterneh­
men, die dem Französischen Versicherungsgesetzbuch 
(„code des assurances“) unterliegen. 

(16) Das Hauptziel der Maßnahme besteht darin, durch die 
Förderung dieser Art von Verträgen die Zusatzkranken­
versicherung der französischen Bevölkerung auszubauen. 
Die Maßnahme würde die Befreiungsregelung für die 
Steuer auf Versicherungsvereinbarungen ergänzen, die 
für dieselbe Art von Verträgen gilt und von der Kommis­
sion durch ihre Entscheidungen vom 2. Juni 2004 ( 7 ) und 
vom 29. Oktober 2010 ( 8 ) genehmigt wurde. 

(17) Die von dieser Befreiung betroffenen Krankenversiche­
rungsverträge wurden im Jahr 2001 in Frankreich einge­
führt ( 9 ). Zum Einen handelt es sich um Verträge über 
Kollektivgeschäfte mit Beitrittspflicht und zum Anderen 
um Verträge über Individual- und Kollektivgeschäfte mit 
Beitrittsfreiheit. 

(18) Diese Verträge müssen, um förderfähig zu sein, insbeson­
dere folgende Voraussetzungen erfüllen: 

— Der Versicherungsträger darf für den Beitritt zu fakul­
tativen Verträgen keine medizinischen Informationen 
über den Versicherten verlangen. 

— Die Beitrags- oder Prämienhöhe richtet sich nicht 
nach dem Gesundheitszustand des Versicherten. 

— Der eingeräumte Versicherungsschutz muss zwingend 
Leistungen der Prävention und Beratungen sowie Ver­
ordnungen des behandelnden Arztes abdecken. 

— Der eingeräumte Versicherungsschutz darf keine Be­
teiligung an medizinischen Kosten abdecken, die der 
Versicherte möglicherweise vorlegt und ihren Grund 
darin haben, dass entweder Kassentarife für be­
stimmte Behandlungen oder Beratungen überschritten 
wurden oder kein behandelnder Arzt angegeben 
wurde. 

(19) Damit die Versicherungsträger die Vorzugsbehandlung in 
Anspruch nehmen können, müssen sie ferner bestimmte 
Schwellenwerte in Bezug auf die Anzahl von Solidarver­
trägen in ihrem gesamten Portefeuille von Krankenver­
sicherungsverträgen erreichen. Die Schwellenwerte hän­
gen von der Art der Verträge ab: 

— Verträge über Individual- und Kollektivgeschäfte mit 
Beitrittsfreiheit:
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( 5 ) ABl. C 136 vom 16.6.2009, S. 13, Randnr. 41. 
( 6 ) Die Anmeldung bezieht sich auf die Befreiung von der Gewerbe­

steuer. Diese wurde jedoch inzwischen durch die wirtschaftliche Ge­
bietsabgabe („contribution économique territoriale“) ersetzt, die sich 
aus einer Abgabe auf das Grundvermögen und auf die Wertschöp­
fung der Unternehmen zusammensetzt. 

( 7 ) Siehe Entscheidung der Kommission vom 2. Juni 2004, Frankreich, 
staatliche Beihilfe E 46/01, Befreiung von der Steuer auf Kranken­
versicherungsverträge, http://ec.europa.eu/competition/state_aid/ 
register/ii/by_case_nr_e2001_0030.html#46 

( 8 ) Siehe Entscheidung der Kommission vom 29. Oktober 2010, Frank­
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träge. 

( 9 ) Die Bestimmungen zum Kriterium der Eigenverantwortung im Rah­
men des Vertrags (keine Kostenübernahme von Honorarüberschrei­
tungen bei bestimmten Behandlungen und Finanzierung bestimmter 
Leistungen im Zusammenhang mit Prävention) wurden 2006 einge­
führt.
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Ihr Anteil im Portefeuille muss 150 000 Personen 
betragen oder einen Mindestanteil (per Dekret fest­
gelegt) von 80 % bis 90 % sämtlicher Versicherungs­
nehmer und teilnehmender Mitglieder an den mit 
dem Versicherungsträger abgeschlossenen Verträgen 
über Individual- und Kollektivgeschäfte mit Beitritts­
freiheit ausmachen ( 10 ). 

— Verträge über Kollektivgeschäfte mit Beitrittspflicht: 

Ihr Anteil im Portefeuille muss 120 000 Personen 
betragen oder einen Mindestanteil (per Dekret fest­
gelegt) von 90 % bis 95 % sämtlicher Versicherungs­
nehmer und teilnehmender Mitglieder an den mit 
dem Versicherungsträger geschlossenen Verträgen 
über Individual- und Kollektivgeschäfte mit Beitritts­
pflicht ausmachen ( 11 ). 

(20) Schließlich müssen die Versicherungsträger, denen die 
Regelung zugute kommt, noch mindestens eine der nach­
folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

— sie müssen eine nach der sozialen Situation der Ver­
sicherungsnehmer und der teilnehmenden Mitglieder 
tarifliche Staffelung oder eine Übernahme der Ver­
sicherungsbeiträge anbieten; 

— die teilnehmenden Mitglieder und die Versicherungs­
nehmer, die eine Unterstützung für den Abschluss 
einer Zusatzkrankenversicherung erhalten ( 12 ), stellen 
mindestens einen Anteil von 3 % bis 6 % der Mitglie­
der oder Versicherungsnehmer von Krankenversiche­
rungsverträgen im Rahmen von Individual- und Kol­
lektivgeschäften mit Beitrittsfreiheit, die bei dem Trä­
ger abgeschlossen werden ( 13 ); 

— Personen im Alter ab fünfundsechzig Jahren machen 
mindestens zwischen 15 % und 20 % der teilnehmen­
den Mitglieder oder Versicherungsnehmer der bei 
dem Versicherungsträger abgeschlossenen Kranken­
versicherungsverträge aus ( 14 ); 

— Personen im Alter unter fünfundzwanzig Jahren ma­
chen mindestens zwischen 28 % und 35 % der Ver­
tragsnehmer der bei dem Versicherungsträger abge­
schlossenen Krankenversicherungsverträge aus ( 15 ). 

(21) Den französischen Behörden zufolge erzwingen die letzt­
genannten Kriterien eine generationenübergreifende oder 
tariflich abgestufte Versicherung auf Gegenseitigkeit und 
führen ein Mindestniveau tatsächlicher Solidarität ein. Sie 
zielten darauf ab, die Verbreitung von Solidarverträgen 
und den Versicherungsschutz der gesamten Bevölkerung 
zu fördern, insbesondere durch die Aufnahme eines sig­
nifikanten Anteils jüngerer bzw. älterer Menschen, den 
beiden Altersgruppen, die wegen geringer Einkünfte 
(junge Menschen) oder potenzieller Kosten (ältere Men­
schen) die größten Schwierigkeiten haben, eine (zusätzli­
che) Krankenversicherung abzuschließen. 

(22) Ferner schreibt die Maßnahme vor, dass diese Kriterien 
auf der Ebene der Personengruppen aufgrund ihrer in 
Frankreich besteuerbaren Tätigkeiten beurteilt werden 
sollen. Dadurch soll das Umgehen der Maßnahme bzw. 
Ausgestaltungen verhindert werden, die zu einer Konzen­
tration dieser Risikoart in einigen Ad-hoc-Strukturen füh­
ren und dem Ziel der Versicherung auf Gegenseitigkeit 
widersprechen. 

(23) Nach Auffassung der französischen Behörden verfolgten 
alle diese Voraussetzungen das Ziel, für die Versiche­
rungsträger einen Anreiz zu schaffen, diese Verträge stär­
ker zu verbreiten, an der Verwirklichung des allgemeinen 
Grund- und Zusatzkrankenversicherungsschutzes mit­
zuwirken und der gesamten Bevölkerung eine Zusatz­
krankenversicherung im Rahmen regulierter Tarifbedin­
gungen anzubieten. Die Maßnahme zielt insbesondere 
auf Personen ab, denen es infolge ihres Gesundheits­
zustandes oder ihrer finanziellen Lage nicht möglich ist, 
individuell über eine Versicherung zu verfügen. 

(24) Das Inkrafttreten der steuerlichen Maßnahmen, das ur­
sprünglich im Hinblick auf die Befreiung von der Körper­
schaftssteuer für den 1. Januar 2008 und im Hinblick auf 
die Befreiung von der wirtschaftlichen Gebietsabgabe für 
das Haushaltsjahr 2010 vorgesehen war, wurde in Erwar­
tung, dass die betroffenen Regelungen von der Kommis­
sion genehmigt werden, auf den 1. Januar 2012 bzw. auf 
das Haushaltsjahr 2013 verlegt. 

Steuerlicher Abzug für Schwankungsrückstellungen für be­
stimmte Kollektivverträge über Zusatzversicherungen 

(25) Die zweite steuerliche Maßnahme zielt darauf ab, es den 
Versicherungsträgern zu ermöglichen, den steuerlichen 
Abzug für Schwankungsrückstellungen für bestimmte 
Kollektivverträge über Zusatzversicherungen (Artikel 
39d GD CGI) in Anspruch zu nehmen, der über die 
Grenzen der geltenden Rechtsnormen für derartige 
Rückstellungen (Artikel 39d GB) hinausgeht.
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( 10 ) Ein Dekretsentwurf legt diesen Anteil auf 85 % fest. 
( 11 ) Ein Dekretsentwurf legt diesen Anteil auf 93 % fest. 
( 12 ) Staatlich gewährte Unterstützung in Form einer Reduzierung der 

Versicherungsprämien für Personen, deren finanzielle Mittel unter­
halb eines von der Familiensituation abhängigen Schwellenwerts 
liegen. Die Höhe der Unterstützung ist vom Alter des Empfängers 
abhängig und liegt zwischen 100 bis 500 EUR. 

( 13 ) Laut Dekretsentwurf sollt der Mindestanteil 3 % betragen. 
( 14 ) Der Mindestanteil für diese Altersgruppe soll nach dem Dekretsent­

wurf 16 % betragen. 
( 15 ) Der Mindestanteil für diese Altersgruppe soll nach dem Dekretsent­

wurf 31 % betragen.



(26) Die Bildung einer versicherungstechnischen Rückstel­
lung ( 16 ) ist durch die für die Versicherungsträger geltende 
buchhalterische und aufsichtsrechtliche Regelung vorgese­
hen. Artikel 30 der Richtlinie 91/674/EWG des Rates 
vom 19. Dezember 1991 über den Jahresabschluss und 
den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunter­
nehmen ( 17 ) definiert die Schwankungsrückstellung wie 
folgt: „Die Schwankungsrückstellung umfasst alle Beträge, 
die aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
zurückzustellen sind, um Schwankungen im Schadenver­
lauf künftiger Jahre auszugleichen oder besonderen Risi­
ken Rechnung zu tragen.“ 

(27) Im vorliegenden Fall ist die Schwankungsrückstellung 
dazu bestimmt, die Schwankungen im Schadenverlauf 
im Zusammenhang mit Kollektivgeschäften auszuglei­
chen, die die Risiken Tod oder Personenschaden (Berufs­
unfähigkeit und Invalidität) abdecken. Diese Schwankun­
gen im Ergebnis (von einem Geschäftsjahr zum nächsten) 
würden mit dem Unterschied zusammenhängen, der zwi­
schen der tatsächlichen Leistung des in den abgeschlos­
senen Versicherungsverträgen vorgesehenen Versiche­
rungsschutzes und den Hypothesen der Inanspruch­
nahme des Versicherungsschutzes, die bei der Erarbeitung 
der Tarifierung der Versicherungsprämien zugrunde ge­
legt wurden, besteht. Die Rückstellung erlaubt den Aus­
gleich der versicherungstechnischen Ergebnisse im Zu­
sammenhang mit den betroffenen Geschäften, um bedeu­
tende Schwankungen im Schadenverlauf abzudecken, die 
möglicherweise erst später festgestellt werden. 

(28) Den französischen Behörden zufolge sei die neue 
Schwankungsrückstellung nach Artikel 39d GD Teil des 
allgemeinen Ziels, das von den Versicherungsträgern be­
reitgestellte Angebot für Vorsorgeversicherungen, die im 
Rahmen eines sogenannten „Benennungsverfahrens“ 
(„procédure de désignation“) abgeschlossen werden, aus­
zubauen und zu verbessern. Davon betroffen sind Zu­
satz-Kollektivversicherungen, die sich aus berufsstän­
dischen oder branchenbezogenen Tarifvereinbarungen 
oder -verträgen, aus Unternehmenstarifverträgen oder 
aus Entscheidungen des Arbeitgebers ergeben und in de­
ren Rahmen die Sozialpartner den Versicherungsträger 
benennen („Benennungsverfahren“). Die Benennung ver­
pflichtet den benannten Versicherungsträger, die zwi­
schen den Sozialpartnern tarifvertraglich ausgehandelten 
Bedingungen einzuhalten ( 18 ) (einschließlich der Klauseln 
zur Anpassung der Tarife). Die Benennung gilt für eine 
Höchstdauer von fünf Jahren, nach deren Ablauf der 
benannte Träger zwingend erneut überprüft werden 
muss. Die Verträge mit Benennungsklausel, die auf Bran­
chenebene durch Vereinbarung der Sozialpartner ge­
schlossen werden, werden stets durch den für die soziale 
Sicherheit zuständigen französischen Minister durch Er­
lass ausgeweitet und für verbindlich erklärt. Ab diesem 
Zeitpunkt gelten sie ohne weiteres für alle Arbeitnehmer 

und ehemalige Arbeitnehmer der Branche sowie für de­
ren anspruchsberechtigte Angehörige (unabhängig von 
Gesundheitszustand und Alter), und ihre Arbeitgeber 
sind verpflichtet, den Vertrag mit dem benannten Ver­
sicherungsträger zu übernehmen ( 19 ). 

(29) Nach Ansicht der französischen Behörden kann durch die 
Benennung bei dem benannten Versicherungsträger ein 
günstigeres Verhältnis zwischen Versicherungsbeitrag 
und Versicherungsschutz durchgesetzt werden. Ferner 
könnte allen Arbeitnehmern eines Wirtschaftszweigs un­
abhängig von der Betriebsgröße derselbe Versicherungs­
schutz ermöglicht werden. Die Benennung würde auch 
eine regelmäßige Nachprüfung der Organisationsmodali­
täten für die Verteilung der Risiken sowie der Benennung 
des Versicherungsträgers beinhalten. 

(30) Die Maßnahme würde es auch ermöglichen, zugunsten 
des einzelnen Verbrauchers die Regulierung der Tarife 
und die Qualität der Leistungen zu verbessern, die bei 
Eintreten schwerwiegender Ereignisse wie Invalidität, Be­
rufsunfähigkeit oder Tod erbracht werden, welche für den 
Versicherten oder seine Familie schwerwiegende soziale 
und finanzielle Folgen haben (zusätzliche Ausgaben, Ver­
lust von Einkünften, sozialer Ausschluss usw.). 

(31) Der Rückstellungsmechanismus zugunsten des Versiche­
rungsschutzes bei Tod, Invalidität und Berufsunfähigkeit, 
der im Rahmen eines Benennungsverfahrens abgeschlos­
sen wird, soll den benannten Versicherungsträgern ins­
besondere Folgendes ermöglichen: 

— Übernahme der Verlustabweichungen gegenüber der 
ursprünglich kalkulierten Standardabweichung bei 
dieser Art von Verträgen. Diese könnten sich aus 
Schwankungen im Schadenverlauf (Schadenhöhe 
und Schadenquote) oder der Verlagerung des Risikos 
(Veränderung der Daten, aufgrund derer die ursprüng­
liche Tarifierung erarbeitet wurde) ergeben; 

— Verbesserung der Eigenmittel und der Solvabilitäts­
marge für die diese Geschäfte anbietenden Versiche­
rungsträger dank der Bildung einer Sonderrückstel­
lung. 

(32) In der Praxis darf die jährliche Rückstellungszuführung in 
den Grenzen des versicherungstechnischen Ergebnis­
ses ( 20 ) der betroffenen Umsätze in Abzug gebracht wer­
den. Der Gesamtbetrag der Rückstellung darf 130 % des 
Gesamtbetrags der Versicherungsbeiträge im Zusammen­
hang mit allen im Laufe des Geschäftsjahrs erzielten Um­
sätzen nicht überschreiten. Die Rückstellung wird für den 
Ausgleich versicherungstechnischer Verluste eines Ge­
schäftsjahrs verwendet, dabei wird zunächst die älteste 
jährliche Zuführung aufgebraucht.
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( 16 ) Eine Rückstellung „für Risiken und Aufwendungen“ ist ein auf der 
Passivseite der Bilanz aufgeführter Betrag, um Aufwendungen abzu­
decken, deren Fälligkeit oder Betrag nicht genau feststehen. Die 
Bildung einer Rückstellung impliziert die Verbuchung einerseits 
der Zuführungen für Rückstellungen (Aufwandskonto) und anderer­
seits einer Rückstellung auf der Passivseite (Bestandskonto). Die 
versicherungstechnische Rückstellung stellt eine Art von Rückstel­
lung für Risiken und Aufwendungen dar. 

( 17 ) ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7. 
( 18 ) Siehe Artikel L912-1 des französischen Sozialgesetzbuchs. 

( 19 ) Im Rahmen des Benennungsverfahrens darf der Versicherungsträger 
keine einseitige Änderung des Versicherungssystems vornehmen, 
wie z. B. eine Erhöhung der Beiträge. Es sind die Sozialpartner, 
die über die Entwicklung des Systems entscheiden (Verbesserung 
der Leistungen, Anpassung der Beitragssätze usw.). 

( 20 ) Differenz zwischen den Versicherungsprämien oder -beiträgen ab­
züglich der gesetzlich gebildeten Rückstellungen einerseits und der 
Aufwendungen aus Schadensfällen zuzüglich der Kosten für die 
betroffenen Verträge andererseits.



(33) Die innerhalb von zehn Jahren nicht verwendeten Jahres­
rückstellungen werden einer Sonderrücklage zugeführt, 
die steuerfrei ist. Die Höhe dieser Sonderrücklage darf 
70 % des Gesamtbetrags der Versicherungsbeiträge im 
Zusammenhang mit allen betroffenen im Laufe des Ge­
schäftsjahrs erzielten Umsätzen nicht überschreiten. Der 
Überschuss dieser Rückstellungen wird zehn Jahre nach 
ihrer buchmäßigen Erfassung dem steuerpflichtigen Ge­
winn zugerechnet. 

(34) Unter den Bedingungen der geltenden Rechtsnormen 
dürfen die Versicherungs- und Rückversicherungsunter­
nehmen (Artikel 39d GB) derzeit steuerfreie Schwan­
kungsrückstellungen im Zusammenhang mit Grupppen­
versicherungsgeschäften gegen die Risiken im Zusam­
menhang mit Tod, Berufsunfähigkeit oder Invalidität im 
Rahmen folgender Grenzen bilden: 

— die jährliche Zuführung zur Rückstellung ist auf 75 % 
des versicherungstechnischen Ergebnisses der betrof­
fenen Verträge beschränkt; 

— der Gesamtrückstellungsbetrag darf gegenüber der 
Summe der Versicherungsbeiträge für die im Laufe 
des Geschäftsjahrs erworbenen entsprechenden Ver­
träge einen Anteil von 23 % bis 100 %, der von der 
Zahl der Versicherten abhängt, nicht übersteigen. 

Jede Rückstellung wird dem Ausgleich versicherungstech­
nischer Verluste des Geschäftsjahrs zugewiesen, wobei die 
älteste jährliche Zuführung zuerst verwendet wird. Rück­
stellungen, die binnen zehn Jahren nicht verwendet wer­
den konnten, werden dem steuerpflichtigen Gewinn zu­
gerechnet. 

III. GRÜNDE, DIE ZUR EINLEITUNG DES FÖRMLICHEN 
PRÜFVERFAHRENS FÜHRTEN 

(35) Die Kommission hat in ihrem Beschluss über die Einlei­
tung des förmlichen Prüfverfahrens vom 13. November 
2007 ihre Zweifel daran zum Ausdruck gebracht, ob auf 
die beiden betroffenen steuerlichen Maßnahmen ( 21 ) 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV angewendet 
werden kann. 

(36) Zur ersten Maßnahme (Befreiung von der Körperschaft­
steuer und der wirtschaftlichen Gebietsabgabe für die 
Verwaltung von Solidarverträgen) stellte die Kommission 
fest, dass Frankreich nicht den Beweis erbracht hatte, dass 
der Vorteil in vollem Umfang an die Verbraucher wei­
tergegeben wird. 

(37) Die Kommission hatte auch Zweifel daran, dass eine Dis­
kriminierung nach der Herkunft der Ware verhindert 
wird, wenn die betroffenen Versicherungsträger be­
stimmte Schwellenwerte in Bezug auf die Anzahl 
(120 000/150 000 Verträge) bzw. den Anteil (Quote 
von 80/90 %) von Solidarverträgen in ihrem Portefeuille 
von Krankenversicherungsverträgen erreichen müssen. 

(38) Im Hinblick auf die zweite Maßnahme (steuerlicher Ab­
zug für Schwankungsrückstellungen) war die Kommis­
sion der Auffassung, dass offenbar keine der drei Voraus­
setzungen für die Anwendung von Artikel 107 Absatz 2 
Buchstabe a AEUV erfüllt war. 

(39) Erstens schien nach Auffassung der Kommission die so­
ziale Zweckbestimmung der Maßnahme nicht in vollem 
Umfang nachgewiesen, sofern man auf den Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Versicherungsvertrags, d. h. einen 
Zeitpunkt vor Eintritt des Versicherungsfalls abstellt. 

(40) Zweitens erschien eine vollständige Weitergabe der Bei­
hilfe an den Verbraucher/Versicherten in noch größerem 
Maße als bei der ersten Maßnahme hypothetisch und 
zufallsbedingt. Ferner schien die Weitergabe des Vorteils 
möglicherweise auch den Arbeitgebern zugute zu kom­
men, weil sie ebenfalls zur Finanzierung des Versiche­
rungsvertrags beitragen. 

(41) Drittens schien sich die starke Konzentration auf dem 
Markt der nach dem „Benennungsverfahren“ vergebenen 
Verträge in den Händen der Versorgungswerke im aktu­
ellen Kontext de facto diskriminierend zum Vorteil dieser 
Einrichtungen auswirken zu können. 

IV. BEMERKUNGEN DER BETEILIGTEN 

(42) Nach der Veröffentlichung des Beschlusses über die Ein­
leitung des Verfahrens gingen Stellungnahmen von Seiten 
des Landesverbands der französischen Versicherung auf 
Gegenseitigkeit (FNMF), des Französischen Verbandes 
der Versicherungsgesellschaften (FFSA), des Technischen 
Zentrums der Versorgungswerke (CTIP), des Landesver­
bands der privaten Gesundheits- und Sozialwerke (Union 
Nationale Interfédérale des Œuvres et Organismes Privés 
Sanitaires et Sociaux, UNIOPSS), des Landesverbands der 
Frauenkomitees für die Früherkennung von Krebserkran­
kungen (Fédération nationale des Comités féminins pour 
le Dépistage des Cancers), des Landesverbands der Ver­
braucher (UFC — Que choisir) sowie eines ungenannten 
Dritten ein. 

(43) Die meisten Beteiligten beurteilen die beiden steuerlichen 
Maßnahmen positiv und schließen sich in ihren Bemer­
kungen im Wesentlichen den Argumenten an, die von 
den französischen Behörden vorgebracht wurden. Sie be­
tonen die starke Konkurrenz auf dem Markt der Zusatz­
krankenversicherungen sowie die hervorragende Markt­
liquidität. Ferner unterstreichen sie, dass die von den 
beiden Maßnahmen betroffenen Versicherungen, Unzu­
länglichkeiten der französischen Sozialversicherung aus­
gleichen würden. Durch die Schaffung steuerlicher An­
reize, die alle Akteure der Zusatzkrankenversicherung 
leicht in Anspruch nehmen könnten, würden die franzö­
sischen Behörden die Voraussetzungen dafür schaffen, 
das Marksegment der aufgrund ihres Risikoprofils oder 
ihrer Solvenz auf den ersten Blick als uninteressant er­
scheinenden Personen in ein Segment mit neuer wirt­
schaftlicher Attraktivität zu verwandeln.
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( 21 ) Da Frankreich zum Zeitpunkt der Anmeldung nicht bestritt, dass es 
sich bei den betroffenen Maßnahmen um staatliche Beihilfen han­
delt, beschränkte sich die Kommission auf eine kurze Analyse dieser 
rechtlichen Einordnung.



(44) Zur ersten Maßnahme (Steuerbefreiung für die Solidar­
verträge) gibt der FFSA jedoch zu bedenken, dass die 
Schwellenwerte zu hoch seien, was ein klarer Vorteil 
für die Marktbeteiligten darstellen würde, die bereits jetzt 
stark auf dem Markt vertreten sind. Der Verband FFSA 
kann zwar nachvollziehen, dass ein Schwellenwert ver­
waltungstechnisch zu komplizierte Situationen verhin­
dern soll, ist aber der Auffassung, dass dieser Schwellen­
wert auf keinen Fall infolge seiner Höhe die Gewährung 
der Beihilfe behindern darf. Ferner ist er der Auffassung, 
dass die Kriterien, die mit der Struktur der versicherten 
Personengruppe (Anteil von unter fünfundzwanzigjäh­
rigen Personen, von Rentnern usw.) zusammenhängen, 
dazu führten, dass die Empfänger der Beihilfe ohne echte 
Begründung angesichts der postulierten Zielsetzung aus­
gewählt würden. Diese Kriterien begünstigten homogene 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, in denen Krite­
rien wie Status oder Beruf Beitrittsvoraussetzungen sind, 
und benachteiligten die Versicherungsvereine auf Gegen­
seitigkeit, die allen Bevölkerungskategorien offen stehen. 
Die Kriterien würden möglicherweise auch eine unter­
schiedliche Behandlung der Versicherten nach sich zie­
hen. 

(45) Das CTIP stellt fest, dass die von den Versicherungsträ­
gern angebotenen Dienstleistungen bedeutende Investitio­
nen erfordern, damit sie qualitativ hochwertig sind. Diese 
Investitionen müssten über hinreichend große Gruppen 
von Versicherten amortisiert werden können. Dies sei 
eine Erklärung für die Schwellenwerte. 

(46) Ferner nimmt das CTIP darauf Bezug, dass die Versiche­
rungsunternehmen innerhalb der Europäischen Union 
dazu verpflichtet sind, eine Solvabilitätsmarge zu bilden. 
Sollte das ganze versicherungstechnische Ergebnis den 
Versicherten zufließen, könnte das Erfordernis der Solva­
bilität nicht erfüllt werden. Daher wäre es durchaus nor­
mal, dass zumindest ein Teilbetrag des Vorteils dazu 
diene, die jährliche Erhöhung der geforderten Solvabilität 
ganz oder teilweise abzudecken. 

(47) Ferner weist das CTIP darauf hin, dass nach Rechtspre­
chung des Gerichtshofes die tarifvertraglichen beruflichen 
Systeme der sozialen Sicherheit wegen ihrer Art und 
ihres Gegenstands nicht unter die wettbewerbsrechtlichen 
Bestimmungen der Europäischen Union fallen ( 22 ). Im 
Übrigen dürften derartige Systeme nicht mit Gewerbe­
steuer belegt werden, da es sich um Versicherungen han­
dele, die die Unzulänglichkeiten der Sozialversicherung 
ausgleichen und auf Tarifverträgen und Tarifvereinbarun­
gen beruhen. 

(48) Der FNMF macht außerdem geltend, dass die erste Maß­
nahme aufgrund von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar sei. Einerseits 
wäre die Beihilfe dazu bestimmt, die auf den Merkmalen 
der Solidarität und der Eigenverantwortung basierende 
Zusatzkrankenversicherung unter Voraussetzungen zu 
fördern, die die Handelsbedingungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. 
Die Maßnahme ziele darauf ab, eine Schwäche des Mark­
tes auszugleichen, denn er führe tendenziell zu einer 
Spaltung der Bevölkerung und sei nicht in der Lage, 
den allgemeinen sozialen Schutz für wirtschaftlich unren­

table Bevölkerungskategorien effizient zu gewährleisten. 
Andererseits sei die Beihilfe erforderlich und angemessen, 
da mit den bisher durchgeführten Maßnahmen das ange­
strebte Ziel nicht erreicht werden konnte. 

(49) Ein ungenannter Dritter betont, dass der französische 
Staat zu wenig statistische Erkenntnisse und Daten über 
die wirtschaftliche und finanzielle Situation der auf dem 
Markt der Zusatzkrankenversicherungen tätigen Unter­
nehmen besäße. Daher könnte keine objektive Analyse 
der Situation durchgeführt werden. 

(50) Ferner bezieht sich derselbe ungenannte Dritte auf die 
Entwicklung der von den Unternehmen des Wirtschafts­
zweigs zwischen 2001 und 2007 erzielten Gewinnmar­
gen. Während der Umsatz der betroffenen Unternehmen 
in diesem Zeitraum um 50 % gestiegen sein soll, seien die 
Ausgaben für Versicherungsleistungen derselben Ver­
sicherer lediglich um 35 % gewachsen. Die Bruttogewinn­
spannen seien somit innerhalb von sechs Jahren um 
15 % gestiegen. 

(51) In Bezug auf die zweite Maßnahme (Schwankungsrück­
stellung) vertritt der Französische Verband der Versiche­
rungsgesellschaften FFSA die Auffassung, es gebe keine 
Rechtfertigung dafür, dass die Verträge mit Benennungs­
klausel gegenüber den betrieblichen Gruppenversiche­
rungsverträgen, die dieselben Risiken abdecken, steuerlich 
bevorzugt werden. Für beide gelte das Prinzip der Bil­
dung einer Rückstellung und die Risiken seien dieselben, 
mit einer breiter angelegten Versicherung auf Gegenseitig­
keit im Falle der Verträge mit Benennungsklausel, welche 
die Intensität der Risiken beschränke. Ferner wäre die 
Maßnahme de facto den Versorgungswerken vorbehalten. 
Zwar hätten die Sozialpartner das Recht, den Versiche­
rungsträger frei zu wählen, aber nahezu alle dieser Ver­
träge würden in der Praxis das Versorgungswerk benen­
nen, das auf Initiative der Sozialpartner gegründet wor­
den ist. 

(52) Das CTIP hält es für normal, dass sich die Sozialpartner 
bevorzugt für die Bildung von Versorgungswerken aus­
gesprochen hätten, die sie später auch verwalten können. 

(53) Ferner weist das CTIP auf die Verpflichtungen hin, die die 
Versicherungsträger im Falle der Benennung zu erfüllen 
haben: 

— Strenge Anwendung der in der Tarifvereinbarung 
oder dem Tarifvertrag vorgesehenen Bestimmungen 
(Versicherungsschutz, Tarife, Anpassungsklauseln, 
Aufrechterhaltung der Ansprüche bei Eintritt einer 
prekären Lage usw.); 

— Verbot der Aussetzung des Versicherungsschutzes so­
gar bei Nichtzahlung der Beiträge; 

— Pflicht zur Versicherung aller Betriebe, die in den 
Anwendungsbereich der Vereinbarung oder des Tarif­
vertrags fallen; 

— Ausgleich des Versicherungstarifs über den gesamten 
Konjunkturzyklus des versicherten Wirtschaftszweigs, 
um Tarifanstiege bei Wirtschaftskrisen eines Sektors 
zu korrigieren.
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( 22 ) EuGH 21. September 1999, Albany International BV/Stichting Be­
drijfspensioenfonds Textielindustrie, Rechtssache C-67/96, Slg. 1999, 
I-5751.



(54) Das CTIP ist weiter der Auffassung, dass die tarifvertrag­
lichen Systeme der zusätzlichen sozialen Sicherung für 
die Arbeitnehmer ein Entgelt bilden und aus diesem 
Grund nicht mit Gewerbesteuern belegt werden dürfen. 
Folglich dürfte das System des zusätzlichen steuerlichen 
Abzugs für Schwankungsrückstellungen nicht als staatli­
che Beihilfe eingestuft werden. 

(55) Das CTIP und der FNMF halten die zweite Maßnahme 
mit Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV für verein­
bar, weil diese dazu bestimmt sei, die Entwicklung des 
Vorsorgemarktes zu fördern, ohne die Handelsbedingun­
gen in einer Weise zu verändern, die dem gemeinsamen 
Interesse zuwiderläuft. 

(56) Ferner nimmt das CTIP auf das Urteil Albany ( 23 ) Bezug 
und weist darauf hin, dass tarifvertragliche Systeme der 
sozialen Sicherheit mit Beitrittspflicht einem Auftrag von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse entsprechen. 
Würden die an tarifvertragliche Systeme der sozialen Si­
cherheit gebundenen Geschäfte der Versicherungsträger 
mit Gewerbesteuern belegt, so stünde dies im Wider­
spruch zur Erfüllung des Auftrags von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse, mit dem die Versicherungsträger 
betraut wurden. 

V. STELLUNGNAHME FRANKREICHS 

Befreiung von der Körperschaftsteuer und der wirtschaftlichen 
Gebietsabgabe für die Verwaltung von Solidarverträgen 

(57) Nach Auffassung der französischen Behörden werde die 
Weitergabe der Beihilfe an die einzelnen Verbraucher 
durch den Wettbewerbscharakter des Marktes für Zusatz­
krankenversicherungen und durch die dank der Maß­
nahme erzielte Ersparnis sichergestellt. 

(58) Es bestünde nicht nur eine große Zahl von Marktteilneh­
mern ( 24 ), sondern es gebe auch zahlreiche und diverse 
Vertriebskanäle (Generalversicherungsagenten, Versiche­
rungsmakler, Angestellte der Versicherungsträger, Direkt­
verkauf über das Internet usw.). Ferner würde die franzö­
sische Aufsichtsbehörde für Versicherungen und Ver­
sicherungen auf Gegenseitigkeit (ACAM) den Wettbe­
werbscharakter dieses Wirtschaftszweigs sicherstellen. 

(59) Daher dürften die Marktmechanismen gewährleisten, dass 
der Vorteil in Form geringerer finanzieller Beiträge der 
Versicherten an die Verbraucher weitergegeben wird, 
und es sei nicht notwendig, einen Mechanismus der ob­
ligatorischen Umverteilung der Steuerersparnis einzurich­
ten. Ferner würde die durch die Maßnahme erzielte Er­
sparnis sicherstellen, dass der Vorteil den Verbraucher­
gruppen zugute kommt, die wegen ihres Alters oder ihrer 
geringen finanziellen Mittel von einer Zusatzkrankenver­
sicherung ausgeschlossen sind. 

(60) Zur Frage einer möglichen Diskriminierung zugunsten 
bestimmter Versicherungsträger stellt Frankreich fest, 
dass die Schwellenwerte für die Versicherungsträger einen 
Anreiz schaffen würden, das „negative Risiko“, das im 
Alter oder in der finanziellen Lage der betroffenen Per­
sonen liegt, in ihrem Portefeuille zu verteilen. 

(61) Mit einem zu geringen Anteil oder einer zu geringen 
Anzahl von Solidarverträgen könnte das Ziel der Vertei­
lung der Risiken nicht erreicht werden. Ohne derartige 
Schwellenwerte würden die geplanten Befreiungen für die 
Versicherungsträger Mitnahmeeffekte auslösen. Der Wett­
bewerb allein (ohne Festlegung eines Schwellenwerts) 
würde lediglich bewirken, dass der Steuervorteil an die 
Endverbraucher weitergegeben wird und die Versiche­
rungsträger ihrer Marktanteile halten können, ohne je­
doch eine Erhöhung der Versicherungsquote zu gewähr­
leisten. Der zweifache Schwellenwert (Prozentsatz bzw. 
absoluter Wert) wäre somit eine unabdingbare Voraus­
setzung für die Erhöhung der Versicherungsquote derzeit 
nicht versicherter Bevölkerungskategorien. 

(62) Im Zusammenhang mit der ständigen Verteuerung der 
Zusatzkrankenversicherungen würde der Vorschlag eines 
steuerlichen Anreizes, der diesen Bevölkerungskategorien 
zugute kommt, eine große Bedeutung für die nationale 
Solidarität haben. 

Steuerlicher Abzug für Schwankungsrückstellungen für be­
stimmte Kollektivverträge über Zusatzversicherungen 

(63) Zunächst heben die französischen Behörden hervor, dass 
die steuerliche Maßnahme nicht in vollem Umfang als 
Beihilfe angesehen werden dürfe. Es dürfte lediglich der 
Teil der Maßnahme als staatliche Beihilfe eingestuft wer­
den, der sich nicht durch die Besonderheit der betreffen­
den Versicherungstätigkeit gemäß der aufsichtsrechtlichen 
Normen begründen lässt. 

(64) Die Besonderheiten der Benennungsverträge, die mit den 
strengen Auflagen bezüglich Tarife, Risikoauswahl und 
Verwaltung zusammenhängen, würden diese Verträge be­
sonders sensibel für das Risiko von Abweichungen im 
Schadenverlauf gegenüber der ursprünglichen Schaden­
satzerwartung machen und rechtfertigten daher voll 
und ganz eine besonders vorsichtige Rückstellungsrege­
lung. 

(65) Einerseits betreffen die Risiken, die im Rahmen von bran­
chenbezogenen Tarifvereinbarungen abgeschlossenen Be­
nennungsverträgen versichert sind, eine Bevölkerungs­
kategorie, die besonders mit einem Wirtschaftszweig ver­
bunden und daher konjunkturellen Abschwüngen dieses 
Sektors besonders stark ausgesetzt ist. Die langfristige 
Antizipierung dieser Konjunkturzyklen erfordere somit 
einen langfristigen Ausgleich der Ergebnisse der Benen­
nung.
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(66) Andererseits würde die aus Unternehmenstarifverträgen 
hervorgegangenen Benennungsverträge logischerweise 
eine begrenzte Bevölkerungskategorie betreffen und 
rechtfertigten daher erhöhte Rückstellungsquoten infolge 
starker Schwankungen im Schadenverlauf. 

(67) So wäre der über die steuerliche Regelung des allgemei­
nen Rechts nach Artikel 39d GB CGI hinausgehende 
steuerliche Abzug von Zuführungen für derartige Rück­
stellungen unter angepassten und ergänzten Vorausset­
zungen verordnungsrechtlich und aufsichtsrechtlich ge­
rechtfertigt. 

(68) Nichtsdestotrotz stellen die französischen Behörden fest, 
dass es sehr schwierig sei, Quoten über zulässige Rück­
stellungen für diese Geschäfte zu begründen, weil die 
Bestimmung eines „Normalniveaus“ der Rückstellungen 
für derart spezifische Risiken fachlich schwierig sei. Die 
französischen Behörden weisen jedoch darauf hin, dass 
Obergrenzen für die Abzugsfähigkeit der Rückstellungen 
in Absprache mit dem Wirtschaftszweig festgelegt wor­
den sind. 

(69) Frankreich erklärt in Bezug auf die Vereinbarkeit mit 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV, dass alle drei 
Voraussetzungen dieser Bestimmung eingehalten würden. 
Im Hinblick auf die soziale Zweckbestimmung der Bei­
hilfe weist das Land darauf hin, dass die im Rahmen von 
branchenbezogenen Vereinbarungen ausgehandelten Kol­
lektivversicherungsverträge eine größere Verteilung der 
Risiken sowie geringere als die auf dem Markt der Indivi­
dualverträge üblichen Prämien gewährleisten und zu­
gleich den Arbeitnehmern und ihren Angehörigen einen 
erhöhten Versicherungsschutz ermöglichen. 

(70) Auf das Argument der Kommission, die soziale Zweck­
bestimmung der Maßnahme sei nicht in vollem Umfang 
erwiesen, sofern man auf den Zeitpunkt der Unterzeich­
nung des Versicherungsvertrags abstellt, erwidert Frank­
reich, dass die Zuteilung der Beihilfe vor Eintritt des Ver­
sicherungsfalls die einzige Möglichkeit darstelle, die an­
gestrebte soziale Zweckbestimmung zu erreichen. 

(71) Bezüglich der Weitergabe der Beihilfe an die Endverbrau­
cher unterscheidet Frankreich zunächst zwischen bran­
chenbezogenen Tarifvereinbarungen und Unternehmens­
tarifverträgen. Obwohl sich der erste Bereich tatsächlich 
durch eine vorherrschende Stellung der Versorgungs­
werke auszeichne, würde dort eine neue Dynamik ein­
setzen und künftig hätten auch die übrigen Wirtschafts­
beteiligten des Versicherungsmarktes an diesem Markt 
Interesse. In jedem Fall fände ein echter Wettbewerb 
zwischen den Versorgungswerken statt, was bereits jetzt 
eine maximale Weitergabe des Vorteils zugunsten der 
Versicherten garantiere. Im zweiten Bereich (Unterneh­
menstarifverträge) bestünde im Hinblick auf die Verträge 
ein sehr starker Wettbewerb und es könnte keine Mono­
polstellung zugunsten der Versorgungswerke festgestellt 
werden. 

(72) Den französischen Behörden zufolge könne aus der Re­
duzierung oder Begrenzung der Tarife, die dem Unter­
nehmen zugute kommt, derselbe Schluss gezogen 

werden. Denn die Beteiligung des Arbeitgebers an der 
Finanzierung des Versicherungsschutzes entspreche einer 
Lohnergänzung für die Arbeitnehmer/Versicherten und 
stelle somit einen Vorteil für diese dar. 

(73) Frankreich erklärt in Bezug auf das Bestehen einer De- 
facto-Diskriminierung zugunsten der Versorgungswerke, 
dass die Maßnahme alle Marktbeteiligten, unabhängig 
von ihrem rechtlichen Status, gleich behandeln würde. 
Auf dem Vorsorgemarkt gäbe es keine Monopolstellung 
der Versorgungswerke und dieser Markt würde sich be­
reits jetzt durch einen starken Wettbewerb zwischen den 
wichtigsten Wirtschaftsteilnehmern auszeichnen. 

(74) Ferner ruft Frankreich in Erinnerung, dass die Wahl des 
Versicherungsträgers (Benennungsverfahren) der Verant­
wortung des Arbeitgebers und der Personalvertreter un­
terliegt. Dieses Verfahren und der damit verbundene Auf­
ruf zum Wettbewerb würden transparent und unter den 
üblichen Bedingungen einer offenen Ausschreibung erfol­
gen. Der Aufruf zum Wettbewerb erfolge durch Aus­
schreibung bei mehreren Versicherern auf der Grundlage 
eines von den Sozialpartnern erstellten Leistungsverzeich­
nisses. 

(75) Ferner ist Frankreich der Auffassung, dass die beurteilte 
Maßnahme in jedem Falle als eine Beihilfe gemäß 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV zur Förderung 
der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirt­
schaftsgebiete, die die Handelsbedingungen nicht in einer 
Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwi­
derläuft, angesehen werden kann. Die nachgewiesene so­
ziale Zweckbestimmung der Maßnahme würde belegen, 
welche Bedeutung die Entwicklung des Vorsorgemarktes 
in der Zukunft habe. 

(76) Den französischen Behörden zufolge würde die För­
derung von Versorgungsverträgen nach dem Benen­
nungsverfahren darauf abzielen, Systeme für die zusätzli­
che soziale Sicherung einzurichten, die den Arbeitneh­
mern einen günstigeren und größeren Schutz zur Ver­
fügung stellen und zugleich den sozialen Dialog sowie 
die Mitbestimmung fördern. 

(77) Schließlich fügt Frankreich an, dass die Zusatzversiche­
rungsdienstleistungen im Bereich der Vorsorge im Rah­
men des Benennungsverfahrens als Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne von 
Artikel 106 Absatz 2 AEUV angesehen werden können. 
Dies gelte insbesondere, wenn der Beitritt zu dem Leis­
tungssystem Pflicht ist und dieses paritätisch verwaltet 
wird. 

(78) Der Tarifvertrag, der einen bestimmten Versicherungs­
schutz vorsieht und den Versicherer benennt, kann durch 
Erlass des zuständigen Ministers gemäß einem Auswei­
tungsverfahren (Artikel L 911-3 und 911-4 französisches 
Sozialgesetzbuch) für alle Arbeitnehmer, ehemaligen Ar­
beitnehmer und anspruchsberechtigten Angehörigen ver­
pflichtend vorgeschrieben werden. Dieser Erlass sollte als 
jene Rechtshandlung angesehen werden, mit deren Hilfe 
der Mitgliedstaat die Pflichten des öffentlichen Dienstes 
an ein Unternehmen überträgt.
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(79) Frankreich gibt zu, dass der Ausgleichsbetrag (Steuerer­
sparnis) für die Dienstleistung von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse nicht die Voraussetzungen erfüllt, 
die der Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen, die 
als Ausgleich für die Erbringung öffentlicher Dienstleis­
tungen gewährt werden ( 25 ), vorsieht. Es stellt jedoch fest, 
dass diese Voraussetzungen den Besonderheiten der be­
troffenen Geschäfte nicht angemessen seien. Frankreich 
zufolge sei der Mechanismus der steuerlichen Abzugs­
fähigkeit angemessener und flexibler als eine Subvention 
auf der Grundlage einer präzisen Bewertung der Zusatz­
kosten, die aus der Verwaltung der Dienstleistung entste­
hen. 

VI. FRANKREICHS ANTWORT AUF DIE VON DRITTEN 
ABGEGEBENEN STELLUNGNAHMEN 

(80) Die französischen Behörden nehmen die von Dritten ab­
gegebenen Stellungnahmen zur Kenntnis und gehen ins­
besondere auf die Bemerkungen des Französischen Ver­
bandes der Versicherungsgesellschaften (FFSA) ein. 

(81) Zur steuerlichen Befreiung zugunsten der Solidarverträge 
erklären die französischen Behörden, dass die Zusam­
mensetzung der Portefeuilles der Versicherungsträger ho­
mogen sei. Dies bedeute, dass heute der Anteil von So­
lidarverträgen gegenüber anderen Krankenversicherungs­
verträgen bei den drei großen Arten von auf dem Markt 
tätigen Versicherungsträgern (Unternehmen, die dem 
„code des assurances“ unterliegen, Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit, die dem „code de la mutualité“ un­
terliegen, und Vorsorgewerke, die dem „code de la sécu­
rité sociale“ unterliegen) gleich groß sei. 

(82) Frankreich unterstreicht im Hinblick auf die neue 
Schwankungsrückstellung, dass allen Marktbeteiligten 
die Möglichkeit offen stehe, berufsständische Benen­
nungsverträge abzuschließen. Dies gelte für französische 
wie ausländische Marktbeteiligte, die auf dem Markt der 
Zusatzvorsorge tätig sind. 

(83) Schließlich, ergänzt Frankreich, profitierten die Versor­
gungswerke nicht von einer Monopolstellung und daher 
bestünde auch kein diskriminierender Vorteil zu ihren 
Gunsten. Die Tatsache, dass sich der Markt nur langsam 
und schrittweise dem Wettbewerb öffne, sei historisch 
begründet, würde jedoch nicht den bestehenden Wett­
bewerb zwischen den Versorgungswerken in Frage stel­
len. Die Tatsache, dass die Versorgungswerke auf diesem 
Sektor besser spezialisiert seien, reiche nicht aus, um eine 
Form der Diskriminierung nachzuweisen. 

VII. ZUSÄTZLICHE VON FRANKREICH VORGELEGTE 
INFORMATIONEN NACH AUSSETZUNG DES VERFAH­

RENS 

(84) Während des Prüfverfahrens schlugen die Dienststellen 
der Kommission Frankreich einige Möglichkeiten vor, 
um die Beihilferegelungen auf Grundlage von 
Artikel 107 Absatz 2 AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar zu machen. 

(85) Im Hinblick auf die erste Maßnahme (Befreiung von der 
Körperschaftsteuer und der wirtschaftlichen Gebiets­
abgabe für die Verwaltung von Solidarverträgen) wurden 
folgende Möglichkeiten angeboten: 

— um das zweite Kriterium einhalten zu können (tat­
sächliche Weitergabe des Vorteils), wurde Frankreich 
der Vorschlag gemacht, sich an dem Zuschusssystem 
zu orientieren, das vor kurzem für die Zusatzkran­
kenversicherung französischer Beamter von der Kom­
mission genehmigt wurde (N 911/06), wobei es sich 
um ein System der Steuergutschrift zugunsten der 
einzelnen Verbraucher handelt, oder an jedem ande­
ren System, das eine tatsächliche Weitergabe der Bei­
hilfe garantiert; 

— um jede Art von Diskriminierung zu verhindern, wur­
den die französischen Behörden aufgefordert, den Me­
chanismus der Schwellenwerte zu überarbeiten. 

(86) Mit Schreiben vom 27. Mai 2010 teilte Frankreich jedoch 
seinen Beschluss mit, die angemeldete Beihilferegelung 
unverändert beizubehalten, und bekräftigte seine Analyse, 
der zufolge die angemeldeten Regelungen gemäß 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV mit dem Bin­
nenmarkt vereinbar seien. 

(87) Frankreich ergänzte in demselben Schreiben, dass die 
Zusatzkrankenversicherungsverträge ein Produkt zur 
Kundenbindung der Versicherten darstellen würden, mit 
dessen Hilfe später denselben Versicherten einträglichere 
Produkte wie Lebensversicherungsverträge angeboten 
werden könnten. Zwecks Kundenbindung würden die 
Marktteilnehmer daher motiviert, eine attraktive Tarifpoli­
tik zu betreiben. Unter diesen Bedingungen hätte der 
dem Versicherungsträger eingeräumte und über die Bei­
träge an die Versicherten weitergegebene Steuervorteil die 
direkte Folge, dass seine Mitbewerber ihre Tarife anpas­
sen. Auf diese Weise würde eine Weitergabe des Vorteils 
zugunsten aller Versicherten gewährleistet. 

(88) Im Hinblick auf die zweite Maßnahme (zusätzliche steu­
erlicher Abzug für Schwankungsrückstellungen) schlug 
die Kommission Frankreich folgende Möglichkeiten vor: 

— um das zweite Kriterium (tatsächliche Weitergabe des 
Vorteils) einhalten zu können, wurde Frankreich der 
Vorschlag gemacht, sich an dem Zuschusssystem zu 
orientieren, das vor kurzem für die Zusatzkranken­
versicherung französischer Beamter von der Kommis­
sion genehmigt wurde (N 911/06), wobei es sich um 
ein System der Steuergutschrift zugunsten der einzel­
nen Verbraucher handelt, oder an jedem anderen Sys­
tem, das eine tatsächliche Weitergabe der Beihilfe ga­
rantiert; 

— um jede Art von Diskriminierung zu verhindern, wur­
den die französischen Behörden aufgefordert, die Ein­
führung eines verbindlichen und transparenten Aus­
schreibungsverfahrens für die Zuteilung der Benen­
nungsverträge anzustreben.
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(89) Wie im Falle der ersten Maßnahme hat Frankreich jedoch 
beschlossen, die angemeldete Beihilferegelung zur För­
derung der kollektiven Vorsorge unverändert beizubehal­
ten. 

(90) Mit Schreiben vom 27. Mai 2010 bekräftigte Frankreich 
erneut, dass die Benennung mit besonders strengen Auf­
lagen einhergehe, die eine besonders vorsichtige Rück­
stellungsregelung rechtfertigen würden. Daher könnte 
die Schwankungsrückstellung nur in sehr begrenzten 
Umfang als staatliche Beihilfe, die im Hinblick auf die 
Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt zu prüfen sei, ange­
sehen werden. 

VIII. WÜRDIGUNG DER BEIHILFE 

VIII.1 Befreiung von der Körperschaftsteuer und der 
wirtschaftlichen Gebietsabgabe für die Verwaltung 

von Solidarverträgen 

Vorbemerkung 

(91) Unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Gerichts­
hofes in der Rechtssache Albany ( 26 ) behauptet das CTIP, 
dass die tarifvertraglichen betrieblichen Systeme der so­
zialen Sicherheit wegen ihrer Art und ihres Gegenstands 
nicht unter die wettbewerbsrechtlichen Bestimmungen 
des EU-Rechts fallen. 

(92) Die Kommission stellt indes fest, dass sich die Maß­
nahme, auf die sich die oben zitierte Rechtsprechung 
bezieht, vor allem auf die gesetzlich vorgeschriebene Mit­
gliedschaft von Industrieunternehmen in einem Betriebs­
rentenfonds bezieht, der in den Genuss eines Exklusiv­
rechtes kommt. In diesem Zusammenhang muss fest­
gestellt werden, dass die Befreiungsregelung der ersten 
Maßnahme auch auf Individual- sowie Kollektivverträge 
mit Beitrittsfreiheit abzielt. Ferner gilt für Kollektivver­
träge mit Beitrittspflicht, auf die die Maßnahme abzielt, 
dass sie im Rahmen der freien Wahl der Sozialpartner, 
derartige Tarifvereinbarungen abzuschließen, ausgehan­
delt werden, nicht jedoch im Rahmen einer gesetzlichen 
Pflicht, derartige Vereinbarungen zu schließen oder einem 
Betriebsrentenfonds bzw. einem sektorübergreifenden 
Fonds wie im Falle Albany beizutreten. 

(93) Weiter bestätigt das Urteil des Gerichtshofs, dass Zusatz­
versicherungssysteme zum gesetzlichen Sozialversiche­
rungssystem, wie jenes, das im vorliegenden Falle von 
den französischen Behörden angemeldet wurde, den 
Wettbewerbsbestimmungen unterliegen und dass die 
Fonds, die derartige Systeme bilden, sehr wohl Unterneh­
men im Sinne von Artikel 101 ff. AEUV ( 27 ) darstellen. 

(94) Die Kommission stellt daher fest, dass das Versicherungs­
system, auf das die erste Maßnahme abzielt, durchaus den 
Wettbewerbsregeln des Vertrags und insbesondere den 
Bestimmungen über das Verbot staatlicher Beihilfen un­
terliegt. 

Beschreibung des Marktes der Zusatzkrankenversicherung in 
Frankreich 

(95) Die französische Sozialversicherung („Sécurité sociale“) 
(Pflichtkrankenversicherung) erstattet nur einen Teil der 
Kosten für die Gesundheitsversorgung der Sozialver­
sicherten. Folglich tragen die Zusatzkrankenversicherun­
gen den Teil der Leistungen, der nicht durch das System 
der Pflichtkrankenversicherung finanziert wird. 

(96) Der Markt der Zusatzkrankenversicherung umfasst im 
Wesentlichen drei Arten von Wirtschaftsbeteiligten: 

— Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit und Vereini­
gungen dieser Versicherungsvereine, die dem „code de 
la mutualité“ unterliegen; 

— Vorsorgewerke die dem „code de la sécurité sociale“ 
unterliegen; 

— Versicherungsgesellschaften, die dem „code des assu­
rances“ unterliegen. 

(97) Einem Schreiben der französischen Behörden vom 
21. Dezember 2007 zufolge sind 263 Versicherungs­
unternehmen, 66 Versorgungswerke und 1 201 Versiche­
rungsvereine auf Gegenseitigkeit auf dem französischen 
Markt der Zusatzkrankenversicherung tätig. Ferner geben 
die französischen Behörden an, dass die 20 führenden 
Marktteilnehmer im Jahr 2006 lediglich 35 % des Mark­
tes für sich beanspruchten, wobei keiner der Marktteil­
nehmer mehr als 4 % Marktanteile besaß. Im Übrigen 
bestanden 65 % des Marktes aus Marktteilnehmern, die 
weniger als 1 % der Marktanteile besaßen ( 28 ). 

(98) Nach amtlichen im Jahr 2009 veröffentlichten Zahlen 
soll es Ende 2008 nur noch 876 Versicherungsträger 
auf dem Markt gegeben haben und ihre Zahl sei seit 
2001 kontinuierlich zurückgegangen (von 2001 bis 
2008 Rückgang um 48 %) ( 29 ). Es bestünden 748 Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 92 Versicherungs­
gesellschaften und 36 Versorgungswerke. 

(99) Nach einer neueren Analyse der französischen Wett­
bewerbsbehörde („Autorité française de la Concurrence“) 
würden der Allgemeine Versicherungsverein auf Gegen­
seitigkeit für das Bildungswesen („Mutuelle Générale de 
l’Education Nationale — MGEN“) (Marktanteil von 7,7 %), 
die Versicherung auf Gegenseitigkeit Groupama ( 30 ) 
(Marktanteil von 6,7 %) bzw. die Versicherungsgesell­
schaft Swiss Life (Marktanteil von 4 %) ( 31 ) die größten 
Marktanteile des Marktes für individuelle Zusatzkranken­
versicherungen halten.
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(100) Auf dem Markt der kollektiven Zusatzversicherungen 
würden die größten Marktanteile auf die Versicherungs­
gesellschaft Axa (Marktanteil von 17,51 %), die Gruppe 
der Versorgungswerke Malakoff-Médéric (Marktanteil von 
8,7 %) bzw. auf den Zusammenschluss AG2R-La Mon­
diale-Prémalliance ( 32 ) (Marktanteil von 6,9 %) ( 33 ) entfal­
len. 

(101) Trotz diesbezüglicher an die französischen Behörden ge­
richteten Anfragen verfügt die Kommission über keine 
genaueren Informationen über die Struktur des Zusatz­
krankenversicherungsmarktes, wie beispielsweise über die 
Zusammenschlüsse von Versicherungsgesellschaften auf 
Gegenseitigkeit, von Versicherungsvereinen auf Gegensei­
tigkeit, von Vereinigungen von Versicherungsvereinen auf 
Gegenseitigkeit und Versorgungswerken. Ferner waren die 
französischen Behörden trotz diesbezüglicher Anfragen 
von Seiten der Kommission nicht in der Lage, statistische 
Angaben über Solidarverträge zu übermitteln (weder auf 
allgemeiner Ebene noch in Bezug auf die verschiedenen 
Arten der Marktteilnehmer). Die in den Tabellen zu den 
Erwägungen 102 und 103 angegebenen statistischen Da­
ten beziehen sich daher auf den gesamten Markt der 
Zusatzkrankenversicherung und schließen die Verträge 
ein, die nicht die Voraussetzungen für die Inanspruch­
nahme der angemeldeten Maßnahme erfüllen. Ein Bericht 
des französischen Rechnungshofes aus dem Jahr 
2008 ( 34 ) hebt ferner hervor, dass viel zu wenig statisti­
sche Angaben über die Zusatzversicherung vorliegen. 
Dies gelte im Hinblick auf die Zahl der Versicherten, 
ihre Verteilung auf die verschiedenen Arten von Versiche­
rern und die verschiedenen Vertragstypen (Individualver­
trag, freiwilliger Kollektivvertrag und verbindlich vor­
geschriebener Kollektivvertrag) sowie in Bezug auf die 
Höhe der Kostenerstattungen nach Haushalts- und Ein­
kommenskategorien. Ausgehend von Analysen der fran­
zösischen Wettbewerbsbehörde erscheint der Markt der 
Individualverträge ( 35 ), der jedoch nur einen der von der 
ersten angemeldeten Maßnahme betroffenen Untermärkte 
darstellt, gleichwohl als fragmentiert, wenn nicht als sehr 
fragmentiert. 

(102) Von 2001 bis 2007 hat sich der Sektor stark entwickelt, 
wie die Tabelle am Ende der Erwägung verdeutlicht ( 36 ). 
Der Gesamtumsatz dieser Versicherungsträger erreichte 
2007 den Betrag von 27,4 Mrd. EUR und stieg somit 
gegenüber 2001 um 55,8 %, d. h. die durchschnittliche 

jährliche Wachstumsrate betrug 7,6 %. Der Jahresumsatz 
2008 würde 29 Mrd. EUR überschreiten und ein Wachs­
tum von 6 % gegenüber 2007 ( 37 ) aufweisen. 

Umsatzentwicklung der Träger von Zusatzversicherungen 
2001-2007 

(in Mrd. EUR) 

Versiche­
rungsver­
eine auf 

Gegenseitig- 
keit 

Versorgungs­
werke 

Versiche­
rungsgesell­

schaften 
Gesamt 

2001 10,6 3,3 3,7 17,6 

2007 16,0 4,7 6,7 27,4 

2001-2007 + 50,5 % + 43,15 % + 82,13 % + 55,8 % 

(103) Nach den von den französischen Behörden übermittelten 
Zahlenangaben ergab sich folgende Verteilung von Indivi­
dual- und Kollektivverträgen (Angaben für das Jahr 
2004): 

Versorgungs­
werke 

Versicherungs­
vereine auf 

Gegenseitigkeit 

Versicherungs­
gesellschaften 

Kollektivverträge 38 % 33 % 29 % 

Individualverträge 6 % 67 % 27 % 

Individual- und 
Kollektivverträge 

18 % 54 % 28 % 

(104) Während die Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
und die Vereinigungen der Versicherungsvereine vor al­
lem Individualverträge vertreiben, bieten die Versorgungs­
werke im Wesentlichen Verträge kollektiver Natur an 
(betriebliche oder branchenübergreifende Verträge). Die 
Versicherungsgesellschaften weisen ein ausgewogeneres 
Portefeuille auf. 

(105) Ferner ist die Versicherungsrate der Bevölkerung deutlich 
von 84 % im Jahr 1996 auf 92,8 % im Jahr 2006 ange­
stiegen. Im Bereich der Versicherungen auf Gegenseitig­
keit werden 32 bis 38 Mio. Versicherte gezählt, bei den 
Versicherungsgesellschaften sind es 13 Mio. Versicherte 
und bei den Versorgungswerken 11 Mio. Versicherte. 
Außerdem kommen 4 Mio. Versicherte in den Genuss 
des CMU-C (Universelle Krankenversicherung), der mittel­
losen Personen einen kostenlosen zusätzlichen Kranken­
versicherungsschutz bietet. Dies bedeutet, dass heute zwi­
schen 7 % und 8 % der Franzosen und Französinnen über 
keinen zusätzlichen Versicherungsschutz verfügen ( 38 ). 

Beihilfecharakter der Maßnahme 

(106) Nach Artikel 107 AEUV sind „staatliche oder aus staatli­
chen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die 
durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder 
Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, 
soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beein­
trächtigen.“
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( 32 ) Die Gruppe umfasst Versorgungswerke, Versicherungen auf Gegen­
seitigkeit, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit sowie Vereini­
gungen der Versicherungsvereine und andere. 

( 33 ) Siehe die in Fußnote 31 genannte Entscheidung, S. 5. 
( 34 ) Untersuchung über die Verteilung der Finanzierung der Krankheits­

kosten seit 1996 und über die zwischen der Pflichtkrankenversiche­
rung, den Zusatzversicherungen und den Haushalten geleisteten 
Transfers, Französischer Rechnungshof („Enquête sur la répartition 
du financement de l’assurance maladie depuis 1996 et le transfert 
de charges entre l’assurance maladie obligatoire, les assurances com­
plémentaires et les ménages“), April 2008. 

( 35 ) Siehe hierzu: „Bulletin officiel de la concurrence, de la consomma­
tion et de la répression des fraudes“ Nr. 7bis vom 15. September 
2006, S. 2 (Veröffentlichung des Schreibens des französischen Mi­
nisters für Wirtschaft, Finanzen und Industrie vom 9. August 2006 
an die Aufsichtsräte von Mutuelle Préviade-Mutouest betreffend eine 
Absprache im Sektor der Zusatzkrankenversicherung). 

( 36 ) Siehe Informationsbericht Nr. 385 des französischen Senats vom 
8. Juni 2008 über die Verteilung der Finanzierung der Krankheits­
kosten seit 1996 und über die zwischen der Pflichtkrankenversiche­
rung, den Zusatzversicherungen und den Haushalten geleisteten 
Transfers, S. 11. 

( 37 ) Tätigkeitsbericht 2008 des Fonds CMU vom 13.5.2009, S. 33. 
( 38 ) Tätigkeitsbericht 2008 des Fonds CMU vom 13.5.2009, S. 13.



(107) Eine Maßnahme stellt eine staatliche Beihilfe dar, wenn 
sie die folgenden kumulativen Voraussetzungen erfüllt: 1) 
die Maßnahme verschafft einen Vorteil; 2) durch die Be­
reitstellung staatlicher Mittel; 3) dieser Vorteil ist selektiv; 
4) die Maßnahme verfälscht den Wettbewerb oder droht 
ihn zu verfälschen und beeinträchtigt den Handel zwi­
schen den Mitgliedstaaten. 

(108) Zweifellos bilden die Befreiungen oder Senkungen der 
Körperschaftssteuer und der wirtschaftlichen Gebiets­
abgabe, die eine von den betroffenen Unternehmen nor­
malerweise zu tragende Belastung aufheben bzw. reduzie­
ren, einen Vorteil für ihren Begünstigten ( 39 ). In dieser 
Hinsicht stellen die Steuerbefreiungen oder -senkungen 
also wirtschaftliche Vorteile dar. 

(109) Im Hinblick auf die Verweise des CTIP, es bestünde mög­
licherweise ein Auftrag zur Erbringung einer öffentlichen 
Dienstleistung, stellt die Kommission fest, dass die in der 
Rechtssache Altmark ( 40 ) festgestellten Voraussetzungen 
(um in bestimmten Fällen von Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse die Einstufung als 
Beihilfe auszuschließen) im vorliegenden Fall nicht erfüllt 
sind (siehe insbesondere den Erwägungsgrund 144: die 
dritte Voraussetzung im Falle Altmark lautet, dass der 
Ausgleich nicht über die Kosten für die Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen hinausgehen 
darf). Es handelt sich daher um einen wirtschaftlichen 
Vorteil. 

(110) Die Vorteile werden durch den französischen Staat ge­
währt, der dadurch auf Steuereinnahmen verzichtet. Er 
gewährt diesen Vorteil folglich aus staatlichen Mitteln. 

(111) Die Maßnahme weist zudem einen selektiven Charakter 
auf. Dieser ergibt sich zum Einen aus der Beschränkung 
der Maßnahme auf einen Wirtschaftszweig, nämlich den 
Versicherungssektor, und zum Anderen aus ihrer Be­
schränkung innerhalb dieses Sektors auf eine besondere 
Art von Verträgen (Untersektor). In diesem Zusammen­
hang muss zunächst festgestellt werden, dass die Körper­
schaftssteuer eine Steuer darstellt, die auf alle Unterneh­
men Anwendung findet, und zwar unabhängig von dem 
Wirtschaftszweig, in dem sie tätig sind. Eine Befreiung 
von dieser Steuer, die ausschließlich dem Versicherungs­
sektor zugute kommt, stellt somit eine Abweichung von 
der allgemeinen Regelung der Körperschaftssteuer dar, die 
auf diese Weise bestimmte Unternehmen besonders be­
vorzugt. Dies gilt analog für die Befreiung von der wirt­
schaftlichen Gebietsabgabe. Ferner begünstigt die fragli­
che Befreiung innerhalb des Versicherungssektors den 
Abschluss bestimmter Krankenversicherungsverträge, im 
vorliegenden Falle von Solidarverträgen. Die Maßnahme 
begünstigt somit Versicherungsträger, die an „Solidarver­
träge“ gebunden sind, zum Nachteil von Versicherungs­
trägern, die an „klassische“ Verträge gebunden sind. 

(112) Neben der Tatsache, dass im Versicherungssektor inner­
halb der Europäischen Union Handelsverkehr stattfindet, 
ist in Erinnerung zu rufen, dass, wenn ein Mitgliedstaat 
einem Unternehmen eine Beihilfe gewährt, dadurch die 
inländische Erzeugung beibehalten oder erhöht werden 
kann, so dass sich die Chancen der in anderen Mitglied­
staaten niedergelassenen Unternehmen, ihre Erzeugnisse 
auf den Markt dieses Mitgliedstaats auszuführen, verrin­
gern ( 41 ). 

(113) Die Stellung der betroffenen Unternehmen im Handels­
verkehr innerhalb der Europäischen Union wird daher 
gestärkt. Folglich kann die Maßnahme Wettbewerbsver­
zerrungen hervorrufen und den Handelsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union beeinträchtigen. 

(114) Daher ist festzustellen, dass die erste Maßnahme in der 
Tat eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 AEUV darstellt. Frankreich bestreitet diese 
rechtliche Einstufung nicht. 

Analyse der Vereinbarkeit der Maßnahme aufgrund von 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV 

(115) Da die angemeldete Maßnahme eine staatliche Beihilfe 
darstellt, ist zu analysieren, ob sie mit dem Binnenmarkt 
vereinbar ist. Die französischen Behörden sind der Auf­
fassung, dass die Maßnahme eine staatliche Beihilfe ist, 
die gemäß Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar sei. 

(116) In Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV heißt es: „Mit 
dem Binnenmarkt vereinbar sind: a) Beihilfen soziale Art 
an einzelne Verbraucher, wenn sie ohne Diskriminierung 
nach der Herkunft der Waren gewährt werden.“ 

(117) Danach ist eine Beihilfemaßnahme mit dem Binnenmarkt 
vereinbar, wenn die drei folgenden Voraussetzungen er­
füllt sind: 

1. die Beihilfe muss eine soziale Zweckbestimmung ha­
ben; 

2. sie muss einzelnen Verbrauchern gewährt werden; 

3. sie muss ohne Diskriminierung nach der Herkunft der 
Ware gewährt werden. 

(118) Es ist zunächst festzustellen, dass es sich bei Artikel 107 
Absatz 2 AEUV um eine Ausnahme von dem in 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV niedergelegten allgemeinen 
Grundsatz des Verbots staatlicher Beihilfen handelt, und 
daher diese Bestimmung eng auszulegen ist ( 42 ).
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( 39 ) EuGH 22.Juni 2006, Belgien/Kommission, verbundene Rechtssachen 
C-182/03 und C-217/03, Forum 187 ASBL, Slg. 2006, I-5479, 
Randnr. 86 und genannte Rechtsprechung. 

( 40 ) EuG 24. Juli 2003, Altmark Trans und Regierungspräsidium Magde­
burg/Nahverkehrsgesellschaft Altmark GmbH, Rechtssache C-280/00, 
Slg. 2003, I-7747. 

( 41 ) Siehe in diesem Sinne insbesondere: Urteil des EuGH 7. März 2002, 
Italien/Kommission, Rechtssache C-310/99, Slg. 2002, I-2289, 
Randnr. 84. 

( 42 ) Zur engen Auslegung von Artikel 107 Absatz 2 AEUV siehe Urteil 
des Gerichtshofs vom 29. April 2004, Griechenland/Kommission, 
Rechtssache C-278/00, Slg. 2000, I-3997, Randnr. 81-82 und Ur­
teil des Gerichts erster Instanz vom 15.Juni 2005, Regione autonoma 
della Sardegna/Kommission, Rechtssache T-171/02, Slg. 2005, II- 
2123, Randnr. 165-166.



(119) Jedoch muss in Bezug auf die Anwendung von 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV darauf hinge­
wiesen werden, dass die Kommission in ihrer Entschei­
dungspraxis nicht ausschließt, dass die Beihilfe einem 
Vermittler gewährt werden kann, der sie an die einzelnen 
Verbraucher weitergibt. ( 43 ). Nichtsdestoweniger ist es in 
einem solchen Falle erforderlich, dass der eingerichtete 
Mechanismus eine tatsächliche Weitergabe des Vorteils 
an den Endverbraucher sicherstellt. 

(120) Die Kommission stellt fest, dass die soziale Zweckbestim­
mung (erste Voraussetzung) der Maßnahme nachgewie­
sen ist, da sie darauf abzielt, Personen den Abschluss 
einer Zusatzkrankenversicherung zu ermöglichen, für 
die dies wegen ihres Alters, ihres Gesundheitszustandes 
oder ihrer finanziellen Lage schwierig ist. Artikel 207 CGI 
sieht in der Tat vor, dass die Versicherungsträger soziale 
Kriterien einzuhalten haben, damit ihnen die Maßnahme 
zugute kommt ( 44 ). Diese Kriterien führen Mindestanteile 
bestimmter schwächerer Bevölkerungsgruppen, wie Per­
sonen mit geringem Einkommen oder ältere Menschen, 
im Versicherungsportefeuille der betroffenen Träger ein. 
Der von den französischen Behörden übermittelte Vor­
entwurf des Dekrets, der bestimmte Modalitäten der ta­
riflichen Staffelung nach der sozialen Situation der Ver­
sicherten ( 45 ) festlegt, bestätigt die soziale Zweckbestim­
mung der Maßnahme, die schwächeren Bevölkerungs­
gruppen zugute kommen soll. 

(121) Dagegen stellte die Kommission anhand der Prüfung der 
Maßnahme nicht fest, dass die Beihilfe tatsächlich den 
einzelnen Verbrauchern zugute kommt (zweite Voraus­
setzung). 

(122) Den französischen Behörden zufolge würden die den 
Unternehmen gewährten Beilhilfen indirekt den einzelnen 
Verbrauchern zugute kommen. Der starke Wettbewerb 
auf dem Markt der Zusatzkrankenversicherungen würde 
die Weitergabe der durch die Unternehmen bezogenen 
Beihilfen an den Verbraucher sicherstellen, und zwar 
über die Festsetzung der Prämienhöhe, die der Verbrau­
cher zu zahlen hat. 

(123) In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die von 
Frankreich bereits angewandte Befreiung von der Steuer 
auf Solidar-Krankenversicherungsverträge von der Kom­
mission als eine Beihilfe angesehen wurde, die nach 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV ( 46 ) mit dem 
Binnenmarkt vereinbar ist. In diesem Fall bestand in 
der Tat kein Zweifel daran, dass die Steuerbefreiung in 

erster Stelle den einzelnen Verbrauchern zugutekommen 
würde, weil diese tatsächlich die Steuerlast zu tragen hat­
ten. Da die Steuer einen Bestandteil der Prämie aus­
machte, reduzierte die Steuerbefreiung zugunsten der So­
lidarverträge die Höhe der Prämie um genau diesen Be­
trag. 

(124) Im vorliegenden Falle wird die Beihilfe nicht durch Be­
freiung von einer indirekten Steuer gewährt, die zur Prä­
mienhöhe proportional ist und zu Lasten der Versicher­
ten geht, sondern durch eine Befreiung von der Körper­
schaftssteuer, die auf der Grundlage der Gewinne berech­
net wird, die der Versicherungsträger mit sämtlichen mit 
den Versicherten abgeschlossenen Solidarverträgen erzielt. 

(125) Es ist zumindest ungewiss, ob die Befreiung von der 
Körperschaftssteuer tatsächlich an den Endverbraucher 
weitergegeben wird. Zum Einen verfügt die Kommission 
über keine Erkenntnisse, die belegen, dass sich die Kör­
perschaftssteuer (und die Befreiung von dieser Steuer) 
tatsächlich auf die einzelnen Verbraucher des betroffenen 
Marktes auswirkt. Ferner zeigte ein kürzlich vorgelegter 
Bericht des französischen Rechnungshofes, dass die Ge­
winnmargen im Krankenversicherungssektor in den ver­
gangenen Jahren sehr deutlich gestiegen sind (von 12 % 
im Jahr 2003 auf 23 % im Jahr 2007) ( 47 ). Im Zusam­
menhang mit der deutlichen Erhöhung der Gewinnmar­
gen kann man kaum davon ausgehen, dass ein Markt­
mechanismus besteht, der die tatsächliche Weitergabe der 
Körperschaftssteuerbefreiung an die Endverbraucher ge­
währleistet. 

(126) Ferner weist das CTIP darauf hin, dass ein Teil der Ge­
winne der Bildung von Rückstellungen zugeführt werden 
muss, um die Pflichten der Solvabilität einzuhalten. Da­
her sei es durchaus normal, dass zumindest ein Teil des 
Vorteils dazu diene, die jährliche Erhöhung der geforder­
ten Solvabilität ganz oder teilweise abzudecken. Dieses 
Argument ist eher ein Beleg dafür, dass die Maßnahme 
zu einer Erhöhung der Gewinne der Versicherungsträger 
und zu keiner Preissenkung für den Versicherungsschutz 
der Verbraucher führt. 

(127) Schließlich stellt das Argument Frankreichs, die Zusatz­
krankenversicherungsverträge wären für die Versiche­
rungsträger ein Produkt zur Kundenbindung und würden 
sie zu einer attraktiven Tarifpolitik anregen, die Würdi­
gung der Kommission in keiner Weise in Frage. In der 
Tat muss in Erinnerung gerufen werden, dass Artikel 107 
Absatz 2 Buchstabe a AEUV verlangt, dass der Vorteil 
tatsächlich an die einzelnen Verbraucher rückabgetreten 
wird. Daher kann die Tatsache, dass nur ein Anreiz dazu 
besteht, einen Teil des Vorteils an die Endverbraucher 
rückabzutreten, nicht das Erfordernis nach einer tatsäch­
lichen Rückabtretung erfüllen. 

(128) Die Kommission stellt daher fest, dass die Maßnahme 
nicht die tatsächliche Weitergabe des Vorteils an die ein­
zelnen Verbraucher garantiert, wie Artikel 107 Absatz 2 
Buchstabe a AEUV voraussetzt.
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( 43 ) Siehe hierzu: Entscheidung der Kommission vom 30. Mai 2007, 
France, Protection sociale complémentaire des agents de l’Etat (Zu­
sätzliche soziale Sicherung für Staatsbeamte), N 911/2006, Erwä­
gungsgründe 34-36. 

( 44 ) Siehe Beschreibung dieser Kriterien unter Erwägungsgrund 20 des 
vorliegenden Beschlusses. 

( 45 ) Laut Entwurf des Dekrets müssen mindestens 75 % der förderfähi­
gen Verträge Folgendes vorsehen: 1) die kostenlose Aufrechterhal­
tung des gesamten für den Versicherten und gegebenenfalls für die 
anspruchsberechtigten Angehörigen vertraglich vorgesehenen Ver­
sicherungsschutzes oder zumindest die Aufrechterhaltung zu dem 
Tarif der französischen Sozialversicherung, und zwar für die Dauer 
von sechs Monaten ab Eintritt der Arbeitslosigkeit des Versicherten, 
der Feststellung seiner Invalidität oder dem Zeitpunkt seines Todes; 
2) oder die Übernahme von 30 % der Beiträge durch den Versiche­
rungsträger für die Dauer eines Jahres für Versicherte, die ihren 
Arbeitsplatz verlieren, Auszubildende unter 26 Jahren und vollkom­
men oder teilweise pflegebedürftigenPersonen. 

( 46 ) Siehe Fußnote Nr. 7: Entscheidung der Kommission vom 2. Juni 
2004. 

( 47 ) Untersuchung über die Verteilung der Finanzierung der Krankheits­
kosten seit 1996 und über die zwischen der Pflichtkrankenversiche­
rung, den Zusatzversicherungen und den Haushalten geleisteten 
Transfers, Französischer Rechnungshof („Enquête sur la répartition 
du financement de l’assurance maladie depuis 1996 et le transfert 
de charges entre l’assurance maladie obligatoire, les assurances com­
plémentaires et les ménages“), April 2008.



(129) Ferner gelangt die Kommission bei der Prüfung zu dem 
Schluss, dass das Tatbestandsmerkmal der Nicht-Diskri­
minierung nach der Herkunft der Ware (dritte Voraus­
setzung) nicht eingehalten wird. Um feststellen zu kön­
nen, ob die Voraussetzung eingehalten wird, ist zu prü­
fen, ob den Verbrauchern die fragliche Beihilfe unabhän­
gig davon zugute kommt, welches Unternehmen die 
Ware liefert oder die Dienstleistung erbringt, mit der 
sich das von dem betreffenden Mitgliedstaat angeführte 
soziale Ziel erreichen lässt, und dass keine Marktzutritts­
beschränkung für die in der Europäischen Union nieder­
gelassenen Versicherungsträger besteht ( 48 ). Denn die Un­
ternehmen, die in den Genuss der Regelung kommen 
möchten, müssen neben den Voraussetzungen in Bezug 
auf die Art der förderfähigen Verträge zudem Schwellen­
werte in Bezug auf die Anzahl (120 000/150 000 Ver­
träge) oder den Anteil (Quoten von 85 %/93 %) von So­
lidarverträgen in ihrem Portefeuille von Zusatzkranken­
versicherungsverträgen einhalten. 

(130) Die französischen Behörden sind der Auffassung, dass die 
Schwellenwerte einen Anreiz schaffen würden, diese Art 
von Verträgen stark zu entwickeln und so das „negative 
Risiko“, das im Alter oder Einkommensniveau der Ver­
sicherten liegt, im Portefeuille der Versicherungsträger zu 
verteilen. Ferner seien sie notwendig, um zu verhindern, 
dass sich der Steuervorteil auf einen zu geringen Ge­
schäftsanteil der Träger erstreckt, damit die Ziele der 
Solidarität und der Verteilung der Risiken erreicht werden 
können. Nur durch einen Mechanismus, der den Ver­
sicherungsträgern in ihrem Portefeuille von Krankenver­
sicherungsverträgen eine Mindestanzahl oder einen Min­
destanteil von Solidarverträgen in signifikanter Höhe vor­
schreibt, könnte garantiert werden, dass die soziale Ziel­
setzung der Maßnahme verfolgt wird. Ohne diesen 
Schwellenwertmechanismus hätte keine Bestimmung ga­
rantieren können, die Versicherungsrate derzeit nicht ver­
sicherter Bevölkerungskategorien zu erhöhen, und die 
Steuerbefreiungen hätten lediglich einen Mitnahmeeffekt 
bei den Versicherungsträgern ausgelöst. Der anteilige 
Schwellenwert würde es den kleinen Versicherungsträ­
gern, die nahezu ausschließlich solche Verträge anbieten, 
ermöglichen, in den Genuss der Maßnahme zu gelangen, 
ohne den rein quantitativen Schwellenwert zu erreichen, 
wohingegen die absoluten Schwellenwerte es jenen Trä­
gern erlauben würde, die eine bedeutende Zahl dieser Art 
von Verträgen (jedoch nicht ausschließlich solche) anbie­
ten. 

(131) Zunächst stellt die Kommission fest, dass die französi­
schen Behörden weder genaue Informationen über die 
aktuelle Verteilung der Solidarverträge auf die verschiede­
nen Marktteilnehmer noch über die Zahl und den Anteil 
dieser Verträge in ihren Portefeuilles vorlegen konnten. 
Indes geht aus der Analyse der Kommission hervor, dass 
die Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit und die Ver­
einigungen der Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
rechtlich verpflichtet sind, nur Solidarverträge anzubie­
ten ( 49 ). In der Praxis zeigt sich ferner, dass die Versor­
gungswerke derselben Verpflichtung unterliegen. Die 

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit und die Versor­
gungswerke dürften daher immer den anteilsmäßigen 
Schwellenwert einhalten, während die Versicherungs­
gesellschaften, die nur begrenzt auf dem Markt der Soli­
darverträge vertreten sind und sich dort engagieren 
möchten, Schwierigkeiten haben könnten, die Kriterien 
der Schwellenwerte (sowohl im Hinblick auf den Anteil 
als auch auf den absoluten Wert) zu erfüllen und so in 
den Genuss der Steuerbefreiungen zu gelangen. Dies wäre 
insbesondere für Versicherungsgesellschaften der Fall, die 
bereits ein umfangreiches Portefeuille von „klassischen“ 
Zusatzkrankenversicherungsverträgen besitzen, die nicht 
die Voraussetzungen für Solidarverträge erfüllen. 

(132) In diesem Zusammenhang würden die Schwellenwerte 
daher nicht zu gleichen Bemühungen unabhängig von 
der Art des Versicherungsträgers führen und wirkten 
nicht als Anreiz auf die Versicherungsträger, die die 
Schwellenwerte bereits erfüllen (insbesondere die Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, die Vereinigungen 
der Versicherungsvereine und die Versorgungswerke). Im 
Gegensatz zu der Behauptung Frankreichs ist die Einfüh­
rung von Schwellenwerten kein probates Mittel, um ei­
nen eventuellen Mitnahmeeffekt zu verhindern. 

(133) Die Kommission ist der Auffassung, dass die Schwellen­
werte schlichtweg eine Diskriminierung nach der Her­
kunft der Ware hervorrufen. Die Schwellenwerte können 
eine bestimme Anzahl von Versicherungsträgern von der 
Steuerbefreiung ausschließen, obwohl sie Solidarverträge 
anbieten würden, die die französischen Behörden unter­
stützen möchten. Ferner könnten derartige Schwellen­
werte jenen Trägern einen Vorteil verschaffen, die bereits 
auf dem Markt vertreten sind, und für bestimmte Markt­
teilnehmer eine Marktzutrittsbeschränkung darstellen, die 
diese Werte nicht einhalten könnten oder nicht sicher 
sind, sie einhalten zu können. 

(134) Schließlich besteht die Wahrscheinlichkeit, dass die Bei­
hilfehöhe je nach Versicherungsträger infolge der mit den 
betreffenden Geschäften erzielten Gewinne schwankt. 
Dies würde der Anforderung widersprechen, nach der 
den Verbrauchern die fragliche Beihilfe unabhängig da­
von zugute kommen muss, welches Unternehmen die 
Ware liefert oder die Dienstleistung erbringt, mit der 
sich das von dem betreffenden Mitgliedstaat angeführte 
soziale Ziel erreichen lässt. ( 50 ) 

(135) Daher ist festzustellen, dass die von Frankreich angemel­
dete Beihilferegelung zur Förderung von Solidarverträgen 
nicht mit dem Binnenmarkt nach Artikel 107 Absatz 2 
Buchstabe a AEUV vereinbar ist. 

Analyse der Vereinbarkeit der Maßnahme aufgrund anderer 
Bestimmungen von Artikel 107 AEUV 

(136) Auch wenn Frankreich nicht explizit eine andere Bestim­
mung zur Vereinbarkeit der staatlichen Beihilfen anführt, 
ist festzustellen, dass im vorliegenden Fall keine der Vo­
raussetzungen für die Vereinbarkeit nach Artikel 107 Ab­
satz 2 und 3 AEUV zutreffen.
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( 48 ) Siehe in diesem Sinne die Leitlinien der Kommission zur Anwen­
dung der Artikel 92 und 93 EG-Vertrag sowie des Artikels 61 
EWR-Abkommen auf staatliche Beihilfen im Luftverkehr, ABl. C 
350 vom 10.12.1994, S. 11. 

( 49 ) Code de la mutualité, Artikel L 112-1 Absatz 2. 

( 50 ) Siehe Urteil des EuG, P&O European Ferries/Kommission, verbundene 
Rechtssachen T-116/01 und T-118/01, Slg. 2003, II-2957, Randnr. 
163.



(137) Bezüglich der Bestimmungen von Artikel 107 Absatz 2 
AEUV, die nicht unter Buchstabe a aufgeführt sind, ist 
festzustellen, dass die Voraussetzungen der Vereinbarkeit 
nach Buchstabe b und c im vorliegenden Falle ganz klar 
keine Anwendung finden. 

(138) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV kann eine 
Beihilfe als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen 
werden, wenn sie zur Förderung der Entwicklung gewis­
ser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete bestimmt 
ist, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer 
Weise verändert, die dem gemeinsamen Interesse zuwi­
derläuft. 

(139) Dem FNMF zufolge würde die Beihilfe dazu bestimmt, 
die Entwicklung der auf der Solidarität und der Eigenver­
antwortung basierenden Zusatzkrankenversicherung zu 
fördern, und zwar unter Voraussetzungen, die die Han­
delsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. Nichtsdestoweniger 
hat die Kommission trotz wiederholter Anfragen von den 
französischen Behörden keine Zahlenangaben erhalten, 
die die Anwendbarkeit der genannten Voraussetzung 
der Vereinbarkeit im Sinne der vorausgegangenen Erwä­
gung abstützen. Sie erhielt ebenso wenig Zahlenangaben 
zur Auswirkung der bestehenden steuerlichen Maßnah­
men auf die Verteilung der Solidarverträge und auch 
nicht in Bezug auf das Verhältnis zwischen dem ange­
strebten Zusatzvorteil und den zusätzlichen Kosten oder 
Anforderungen, die mit der Verwaltung derartiger Ver­
träge verbunden sind. Die Kommission kann daher nicht 
feststellen, ob die angestrebten Steuerbefreiungen erfor­
derlich und angemessen sind, um das beschriebene Ziel 
zu erreichen. Jedenfalls ist festzustellen, dass die Befrei­
ung von der Körperschaftssteuer weder mit der Durch­
führung von Investitionen noch mit der Schaffung von 
Arbeitsplätzen oder spezifischen Projekten verbunden ist. 
Sie stellt somit eine ständige Abgabenbefreiung im Sinne 
einer Betriebsbeihilfe dar, welche nach gängiger Praxis 
nicht im Rahmen von Artikel 107 Absatz 3 AEUV mit 
dem Binnenmarkt für vereinbar erklärt werden kann. 

(140) Schließlich führte Frankreich kein weiteres Tatbestands­
merkmal der Vereinbarkeit nach Artikel 107 Absatz 3 
AEUV an. 

Bestehen einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse, die nach Artikel 106 Absatz 2 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar ist 

(141) Das CTIP ist der Auffassung, dass Maßnahmen, die - wie 
die fragliche Maßnahme - auf Tarifverträgen und -verein­
barungen beruhen, das Ziel hätten, die Unzulänglichkei­
ten der Sozialversicherung auszugleichen. Die Kommis­
sion stellt fest, dass das CTIP das Bestehen einer Dienst­
leistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse nicht 
expressis verbis anführt und dass Frankreich, das die Ver­
einbarkeit der fraglichen Beihilfe mit dem Vertrag nach­
weisen müsste, Artikel 106 Absatz 2 AEUV nicht zitiert. 
Unter diesen Umständen ist die Kommission nicht in der 
Lage, die Vereinbarkeit der fraglichen Beihilfe im Lichte 

von Artikel 106 Absatz 2 AEUV zu würdigen. Ferner 
äußert die Kommission die nachfolgenden Bemerkungen. 

(142) Artikel 106 Absatz 2 AEUV sieht vor, dass für Unter­
nehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse betraut sind oder den Charakter 
eines Finanzmonopols haben, die Vorschriften des Ver­
trags gelten, insbesondere die Wettbewerbsregeln, soweit 
die Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung 
der ihnen übertragenen Aufgabe rechtlich oder tatsäch­
lich verhindert. Die Entwicklung des Handelsverkehrs darf 
nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem 
Interesse der Union zuwiderläuft. 

(143) Aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs geht hervor, 
dass die Mitgliedstaaten über einen großen Ermessens­
spielraum verfügen, welche Art von Dienstleistungen als 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eingestuft 
werden können, wobei jene Wirtschaftszweige aus­
genommen sind, in denen bereits eine Regelung der Eu­
ropäischen Union zu dieser Frage vorliegt. Selbst wenn 
man annimmt, dass im vorliegenden Fall eine Dienstleis­
tung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse vorliegt 
(was Frankreich nicht behauptet), ist festzustellen, dass im 
Sinne von Artikel 106 Absatz 2 AEUV der dem mit einer 
öffentlichen Aufgabe betrauten Unternehmen gezahlte 
Ausgleich nicht die Kosten übersteigen darf, die zur Er­
bringung der öffentlichen Dienstleistung erforderlich 
sind, wobei die diesbezüglichen Einnahmen sowie ein 
angemessener Gewinn für die Erfüllung der Verpflichtun­
gen zu berücksichtigen sind. 

(144) Hierzu ist lediglich anzumerken, dass die fragliche steu­
erliche Maßnahme keinen Mechanismus umfasst, der ei­
nen zu hohen Ausgleich für die Kosten der Versiche­
rungsträger zur Erfüllung der Aufgabe verhindert. In 
der Tat ist festzustellen, dass die Höhe der fraglichen 
Beihilfe (Steuerbefreiungen für die betroffenen Geschäfte) 
in keiner Weise an die Zusatzkosten der Versicherungs­
träger gekoppelt ist. Sie ist ebenso wenig an die von den 
Versicherten gezahlten Prämien oder die Zahl der Ver­
träge gekoppelt. 

(145) In diesem Zusammenhang stellt die Kommission fest, 
dass die fragliche Maßnahme in keinem Fall nach 
Artikel 106 Absatz 2 AEUV mit dem Binnenmarkt für 
vereinbar erklärt werden könnte. 

VIII.2 Steuerlicher Abzug für Schwankungsrückstel­
lungen für bestimme Kollektivverträge über Zusatz­

krankenversicherungen 

Beschreibung des Vorsorgemarktes in Frankreich 

(146) Der „Vorsorgemarkt“ umfasst Geschäfte, die Prävention 
und Versicherungsschutz gegen Risiken im Zusammen­
hang mit Tod, Risiken der Beeinträchtigung der körper­
lichen Integrität oder im Zusammenhang mit Mutter­
schaft, Risiken der Berufsunfähigkeit und der Invalidität 
oder das Risiko der Arbeitslosigkeit ( 51 ) in Ergänzung des 
gesetzlichen Sozialversicherungssystems zum Ziel haben.
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( 51 ) Artikel 1 des französischen Gesetzes Nr. o 89-1009 vom 
31. Dezember 1989, das den Versicherungsschutz der Versicherten 
gegenüber bestimmten Risiken stärkt.



(147) Der Versicherungsschutz durch Vorsorge ermöglicht: 

— einen leichteren Zugang zu medizinischer Behand­
lung durch zusätzliche Erstattung der Gesundheitsaus­
gaben bei Krankheit, Mutterschaft, Unfall usw.; 

— die Fortzahlung des gesamten oder teilweisen Entgelts 
bei Krankheitsurlaub, Invalidität oder Berufsunfähig­
keit; 

— die Sicherstellung einer Kapitalsumme oder von Ren­
tenzahlungen an den Ehegatten und die Kinder im 
Sterbefall des Versicherten; 

— eine Zusatzzahlung bei Pflegbedürftigkeit. 

(148) Drei Arten von Unternehmen sind auf diesem Markt 
tätig: die Gesellschaften, die dem französischen „code 
des assurances“ unterliegen (Versicherungsgesellschaften, 
Versicherungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit und 
Tochterunternehmen von Banken), die Versicherungsver­
eine auf Gegenseitigkeit, die im „code de la mutualité“ 
geregelt sind, und die Versorgungswerke, die dem „code 
de la sécurité sociale“ unterliegen. 

(149) Die Vorsorgeversicherung kann entweder kollektiv abge­
schlossen werden, indem man einem Kollektivvertrag 
über den Arbeitgeber, den Berufszweig oder die Branche 
beitritt, oder individuell, indem man sich direkt an eine 
Versicherungsgesellschaft oder einen Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit wendet. 

(150) Heute ist die überwiegende Mehrheit von Arbeitnehmern 
über kollektive Vorsorgeverträge abgesichert. Der Beitritt 
kann verpflichtend oder freiwillig erfolgen. 

(151) Ein kollektives Vorsorgesystem erfolgt im Rahmen eines 
Dreiecksverhältnisses: 

— der Arbeitgeber verpflichtet sich gegenüber den Ar­
beitnehmern und schließt hierzu einen Versicherungs­
vertrag ab ( 52 ), 

— der Versicherungsträger versichert das Risiko als Ge­
genleistung für die Zahlung der Beiträge, 

— die Arbeitnehmer sind die Begünstigten. 

(152) Nach den von den französischen Behörden übermittelten 
Schätzungen lag der Jahresumsatz des Vorsorgemarktes 
im Jahr 2005 bei 20 Mrd. EUR (Kollektiv- und Indivi­
dualversicherungen). Den größten Marktanteil hatten die 
Versicherungsgesellschaften mit 71 % der erhobenen Bei­
träge inne, während die Versorgungswerke und die Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 21 % bzw. 8 % des 
Marktes für sich beanspruchten. Jedoch ist darauf hin­
zuweisen, dass sich diese Angaben auf sämtliche Ver­
tragskategorien des Wirtschaftszweigs beziehen: Indivi­
dualvertrag, Kollektivvertrag mit Beitrittsfreiheit und Kol­
lektivertrag mit Beitrittspflicht. 

(153) Ferner schätzen die französischen Behörden, dass der 
Markt nach dem berufsständischen Benennungsverfah­
ren ( 53 ) für die Risiken Tod, Berufsunfähigkeit und Inva­
lidität mehr als 4 Mrd. EUR ausmacht und nahezu sämt­
liche durch die Versorgungswerke versicherten Vorsor­
gegeschäfte (4,2 Mrd. EUR) sowie einen Teil der Kollek­
tivverträge der Versicherungsunternehmen und der Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit abdeckt. Jedoch 
wurden keine genauen Zahlenangaben über den Markt­
anteil der letztgenannten Träger am Benennungsverfahren 
mitgeteilt. 

Beihilfecharakter der Maßnahme 

(154) Obwohl Frankreich in der Anmeldung nicht bestritten 
hat, dass es sich bei der Maßnahme um eine staatliche 
Beihilfe handelt, bemerkte Frankreich später, dass zumin­
dest ein Teil der Regelung nicht als Beihilfe im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV angesehen werden dürfte, 
und zwar wegen der Besonderheiten der Benennungsver­
träge (strenge Auflagen bezüglich Tarife, Risikoauswahl 
und Verwaltung). Diese Auflagen würden die Verträge 
besonders sensibel für Risiken von Abweichungen im 
Schadenverlauf gegenüber der ursprünglichen Schaden­
satzerwartung machen und rechtfertigten daher voll 
und ganz eine besonders vorsichtige Rückstellungsrege­
lung und somit eine höhere steuerliche Abzugsfähigkeit 
für Schwankungsrückstellungen, ohne dass dies einen 
Vorteil begründen würde. 

(155) Frankreich ist daher der Auffassung, dass ein über die 
steuerliche Regelung des allgemeinen Rechts nach 
Artikel 39d GB CGI hinausgehender Anteil des Steuer­
abzugs für Rückstellungen unter angepassten und ergänz­
ten Voraussetzungen rechtlich und aufsichtsrechtlich ge­
rechtfertigt sei und nicht den Tatbestand eines Vorteils 
erfülle. 

(156) Daher ist zunächst zu prüfen, ob die Maßnahme einen 
Vorteil für die betroffenen Versicherungsträger herbei­
führt.
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( 52 ) Sobald der Arbeitgeber einen Beitrag zu den Versicherungsbeiträgen 
leistet (diese ganz oder teilweise übernimmt), müssen alle betroffe­
nen Arbeitnehmer dem mit dem Unternehmen oder dem Berufs­
zweig abgeschlossenen Vorsorgevertrag beitreten. 

( 53 ) Ende 2006 gab es über 100 Tarifverträge, die die Arbeitnehmer 
gegen die Risiken im Zusammenhang mit Tod, Berufsunfähigkeit 
und Invalidität absicherten, und ein Versorgungswerk benannten.



(157) Artikel 39 Absatz 1 Ziffer 5 des oben genannten fran­
zösischen allgemeinen Steuergesetzbuches sieht eine Ab­
zugsfähigkeit vor für: „Rückstellungen, die gebildet wur­
den, um genau bezeichnete Verluste oder Belastungen 
auszugleichen, die durch die laufenden Ereignisse wahr­
scheinlich werden, vorausgesetzt, dass diese tatsächlich in 
der Buchführung des Geschäftsjahres festgestellt worden 
sind.“ Das Gesetzbuch sieht in bestimmten Fällen eine 
pauschale Abzugsfähigkeit für bestimmte Arten von Ge­
schäften vor. Dies gilt insbesondere im Bereich der Ver­
sicherung und Rückversicherung, für die Artikel 39 d G 
bis 39 d GD CGI besondere Regeln für die Abzugsfähig­
keit von Rückstellungen vorsehen, um den Besonderhei­
ten des Versicherungssektors, dessen Haupttätigkeit genau 
darin besteht, Risiken abzudecken, Rechnung zu tragen. 
Um feststellen zu können, ob gegebenenfalls ein Vorteil 
vorliegt, ist somit zu prüfen, ob die durch die fragliche 
Maßnahme betroffenen Geschäfte tatsächlich zusätzliche 
Verluste oder Belastungen im Sinne von Artikel 39 Ab­
satz 1 Ziffer 5 CGI in dem Maße nach sich ziehen, wie 
dies Artikel 39 d GD vorsieht. 

(158) Zunächst ist der Grundsatz zu akzeptieren, wonach Art 
und Intensität des Schadenverlaufs im Bereich der Zusatz­
versicherung gegen die Risiken im Zusammenhang mit 
Tod, Berufsunfähigkeit und Invalidität je nach versicherter 
Bevölkerungskategorie und nach den Modalitäten des 
Versicherungsschutzes (Individualverträge/Kollektivver­
träge, freiwillige Verträge/Pflichtverträge) schwanken kön­
nen. 

(159) Die Verträge, die aus Unternehmenstarifverträgen hervor­
gehen, einschließlich der aus solchen Tarifverträgen resul­
tierenden Benennungsverträge, betreffen eine begrenzte 
Bevölkerungsgruppe. Sie ziehen ein „Spitzenrisiko“ (Ri­
siko des Eintritts des Schadensereignisses in dem betrof­
fenen Unternehmen) nach sich, wobei nicht immer die 
Möglichkeit gegeben ist, die Risiken auf eine große Be­
völkerungsgruppe zu verteilen. Die Tarifverträge, die sich 
auf einen Wirtschaftszweig (eine Branche) beziehen, be­
treffen eine größere Bevölkerungsgruppe und weisen da­
her von vorneherein eine breitere Verteilung der Risiken 
auf. Für diese Vertragsart bestünde dennoch eine starke 
Korrelation zwischen Schadenverlauf und Krisenperioden, 
die einen Wirtschaftssektor insgesamt treffen können. 
Dem CTIP zufolge würden Krisenperioden die Volatilität 
der Schadensereignisse auf Branchenebene verstärken. 

(160) Zu den aus einem Unternehmenstarifvertrag resultieren­
den kollektiven Benennungsverträgen stellt die Kommis­
sion fest, dass kein Grund für die Annahme besteht, Art 
und Intensität (und somit die Schwankung) des Schaden­
verlaufrisikos würden sich erheblich von der Situation 
unterscheiden, wenn dieselbe Art von Vertrag außerhalb 
paritätischer Verhandlungen zwischen Gewerkschaft und 
Arbeitgeber abgeschlossen wird (und somit außerhalb des 
Benennungsverfahrens). 

(161) Da keine genauen Informationen über die Schadenhäufig­
keit in diesem Sektor vorliegen, kann keinesfalls der 
Schluss gezogen werden, dass die Schwankungen der Ri­
siken, die den branchenbezogenen Benennungsverträgen 
innewohnen (Verträge, die sich durch eine größere kon­
junkturelle Sensibilität, aber auch durch eine breitere 

Verteilung der Risiken auszeichnen), größer ausfallen 
würden als bei denselben Risiken in Zusammenhang 
mit Unternehmensverträgen (Verträge, die sich durch 
ein Spitzenrisiko und eine geringere Verteilung der Risi­
ken auszeichnen). 

(162) Selbst wenn die von Frankreich angeführten Auflagen im 
Zusammenhang mit der Benennung tatsächlich zusätzli­
chen Druck auf die von den Versicherungsträgern erho­
benen Prämien ausüben würden, muss festgestellt wer­
den, dass es sich dabei um einen Umstand handelt, der 
die Einnahmen und nicht den Schadenaufwand betrifft. 
Diese Art von Risiko (Verlust von Einnahmen) fällt nicht 
unter Artikel 39 Absatz 1 Ziffer 5 o CGI und kann daher 
keinen Anspruch auf steuerabzugsfähige Schwankungs­
rückstellungen begründen. 

(163) Es gibt somit keinen Nachweis dafür, dass Verträge mit 
Benennungsklausel und betriebliche Gruppenversiche­
rungsverträge, die dieselben Risiken absichern, unter­
schiedliche Risiken aufweisen. Folglich bewirkt die zu­
sätzliche steuerliche Abzugsfähigkeit nach Artikel 39d 
GD CGI, dass die steuerliche Belastung der Gesellschaften, 
die die betroffenen Unternehmen normalerweise tragen 
müssten, verringert oder aufgehoben wird. Aus diesem 
Grund verschafft der zusätzliche Steuerabzug einen wirt­
schaftlichen Vorteil. 

(164) Zu den Hinweisen Frankreichs und des CTIP, es bestünde 
gegebenenfalls ein Auftrag zur Erbringung einer öffent­
lichen Dienstleistung, stellt die Kommission fest, dass die 
in der Rechtssache Altmark festgestellten Voraussetzun­
gen (um in bestimmten Fällen von Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eine Einstu­
fung als Beihilfe auszuschließen) im vorliegenden Fall 
nicht erfüllt sind (siehe insbesondere den Erwägungs­
grund 189 - die dritte Voraussetzung der Rechtsprechung 
im Fall Altmark lautet, dass der Ausgleich nicht über die 
Kosten für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Ver­
pflichtungen hinausgehen darf). Es handelt sich hier also 
sehr wohl um einen wirtschaftlichen Vorteil. 

(165) Die durch die Maßnahme eingeräumten Vorteile werden 
durch den französischen Staat gewährt, der dadurch auf 
Steuereinnahmen verzichtet. Er gewährt diesen Vorteil 
folglich aus staatlichen Mitteln. 

(166) Aus den bereits im Hinblick auf die erste Maßnahme 
dargestellten Gründen weist auch die zweite Maßnahme 
einen selektiven Charakter auf. Die Selektivität ergibt sich 
zum Einen aus der Beschränkung der Maßnahme auf 
einen Wirtschaftszweig, nämlich den Versicherungssek­
tor, und zum Anderen aus ihrer Beschränkung innerhalb 
dieses Sektors auf eine besondere Art von Verträgen (Un­
tersektor). Die Maßnahme kommt bestimmten Unterneh­
men des Versicherungssektors zugute, die Kollektivver­
träge für den Versicherungsschutz im Zusammenhang 
mit Tod und Personenschäden im Rahmen des Benen­
nungsverfahrens durch die Sozialpartner abschließen. Die 
Maßnahme findet also keine Anwendung auf Verträge, 
die dieselben Risiken außerhalb des Benennungsverfah­
rens abdecken. Ferner ist festzustellen, dass die Maß­
nahme keine Anwendung auf Rückversicherungsunter­
nehmen findet, die dieselben Risiken tragen müssen.
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(167) Nichtsdestotrotz ist zu prüfen, ob die Selektivität nicht 
durch Wesen und Logik des Referenzsteuersystems ge­
rechtfertigt ist. Zwar sieht der CGI im Bereich des steu­
erlichen Abzugs für Rückstellungen eine pauschale Ab­
zugsfähigkeit für Zuführungen für bestimmte Rückstel­
lungen vor, aber aus den oben dargelegten Gründen 
(siehe Erwägungsgründe 156 bis 163) ist eine Abzugs­
fähigkeit, die den nach Artikel 39 d GB vorgesehenen 
Betrag überschreitet, nicht durch die dem System imma­
nente Logik gerechtfertigt, denn dieses sieht eine Rück­
stellung in Höhe der Verluste oder Belastungen vor, die 
durch die laufenden Ereignisse wahrscheinlich werden. 

(168) Schließlich muss nicht nur darauf hingewiesen werden, 
dass im Versicherungssektor innerhalb der Europäischen 
Union Handelsverkehr stattfindet, sondern auch auf die 
Tatsache, dass, wenn ein Mitgliedstaat einem Unterneh­
men eine Beihilfe gewährt, dadurch die inländische Er­
zeugung beibehalten oder erhöht werden kann, so dass 
sich die Chancen der in anderen Mitgliedstaaten nieder­
gelassenen Unternehmen, ihre Erzeugnisse auf den Markt 
dieses Mitgliedstaats auszuführen, verringern. Die Stellung 
der betroffenen Unternehmen im Handelsverkehr inner­
halb der Europäischen Union wird so gestärkt. Ferner ist 
darauf hinzuweisen, dass der verbindliche Charakter der 
Benennungsverträge die Wettbewerbsverzerrung ver­
stärkt. Die Maßnahme kann daher Wettbewerbsverzer­
rungen hervorrufen und den Handel innerhalb der Euro­
päischen Union beeinträchtigen. 

(169) Daher ist festzustellen, dass die zweite Maßnahme tat­
sächlich eine Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 
1 AEUV darstellt, weil sie eine höhere Abzugsfähigkeit als 
die Abzugsfähigkeit nach Artikel 39 d GB CGI vorsieht. 

Analyse der Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Binnen­
markt nach Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV 

(170) Da die Maßnahme eine staatliche Beihilfe darstellt, ist zu 
analysieren, ob sie mit dem Binnenmarkt vereinbar ist. 
Die französischen Behörden sind der Auffassung, dass die 
fragliche Maßnahme eine staatliche Beihilfe ist, die nach 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV mit dem Bin­
nenmarkt vereinbar ist. 

(171) Die Kommission stellt zunächst fest, dass die soziale 
Zweckbestimmung (erste Voraussetzung) der Maßnahme 
nachgewiesen ist. Denn schließlich, so die französischen 
Behörden, zielen die im Rahmen einer Benennungsklausel 
verwalteten Geschäfte darauf ab, einen möglichst großen 
Versicherungsschutz der Arbeitnehmer gegenüber jenen 
Risiken zu fördern, die von der gesetzlichen französi­
schen Sozialversicherung unzureichend abgedeckt sind 
(Tod, Berufsunfähigkeit, Invalidität). Die soziale Zweck­
bestimmung zeigt sich in der breiten Verteilung der Ri­
siken auf verschiedene Generationen und Arbeitnehmer­
kategorien, im einheitlichen Beitrag (keine Diskriminie­
rung nach Alter, Geschlecht und Gesundheitszustand) 
sowie in sozialen Maßnahmen (kostenlose Ansprüche 
bei Arbeitslosigkeit, für unterhaltsberechtigte Kinder 

usw.). Ferner ist in einem rein individuellen und freiwil­
ligen Rahmen zu erwarten, dass sich Arbeitnehmergrup­
pen mit geringem Einkommen gegen einen Versiche­
rungsschutz für außergewöhnliche, aber schwerwiegende 
Risiken entscheiden. 

(172) In ihrem Beschluss zur Einleitung des Prüfverfahrens ver­
trat die Kommission die Auffassung, dass die soziale 
Zweckbestimmung der Maßnahmen nicht in vollem Um­
fang erwiesen sei, sofern man auf den Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Versicherungsvertrags abstellt (d. h. 
einen Zeitpunkt vor Eintreten des Versicherungsfalls). Es 
muss jedoch, wie Frankreich hervorhebt, festgestellt wer­
den, dass die Gewährung der Beihilfe vor Eintritt des 
Versicherungsfalls mithilfe einer Versicherung gegen das 
fragliche Risiko tatsächlich die einzige Möglichkeit dar­
stellt, um das angestrebte soziale Ziel zu erreichen. 

(173) Dagegen ergab die Prüfung der Maßnahme durch die 
Kommission aus den bereits im Rahmen der Prüfung 
der ersten Maßnahme dargelegten Gründen nicht den 
Nachweis, dass die Beihilfemaßnahme eine tatsächliche 
Weitergabe des Vorteils an die einzelnen Verbraucher 
garantieren würde (zweite Voraussetzung). Die zusätzli­
che Abzugsfähigkeit für Schwankungsrückstellungen be­
wirkt die Senkung oder Aufhebung der steuerlichen Be­
lastung der Gesellschaften und hat somit eine analoge 
Wirkung wie die Befreiungsregelung der ersten Maß­
nahme. 

(174) Zu dem von der Kommission in ihrem Beschluss zur 
Einleitung des Prüfverfahrens vorgebrachten Argument, 
die mögliche Weitergabe des den Versicherungsträgern 
gewährten Vorteils könnte gegebenenfalls nicht nur den 
Versicherten/Arbeitnehmern, sondern auch den Arbeit­
gebern zugute kommen (die zur Prämienzahlung beitra­
gen), erklären Frankeich und das CTIP, dass die Betei­
ligung der Arbeitgeber an der Finanzierung der tarifver­
traglichen Systeme der zusätzlichen sozialen Sicherung 
für die Arbeitnehmer ein Entgelt und somit einen Vorteil 
darstelle. Die Kommission stellt jedoch fest, dass die Fi­
nanzierung eines Versicherungssystems zugunsten von 
Arbeitnehmern durch den Arbeitgeber zwar tatsächlich 
einen Vorteil für die Arbeitnehmer darstellt, aber eine 
mögliche Verringerung der Beiträge zweifellos auch eine 
Verringerung der Belastungen für den Arbeitgeber und 
somit einen Vorteil zu seinen Gunsten darstellt. 

(175) In Bezug auf die mögliche Diskriminierung nach der 
Herkunft der Waren (dritte Voraussetzung) bekräftigt 
die Kommission ihre Würdigung, der zufolge die starke 
derzeitige Konzentration der Geschäfte im Zusammen­
hang mit Benennungsverträgen in den Händen der Ver­
sorgungswerke zu einer De-facto-Diskriminierung zu­
gunsten dieser Einrichtungen führt. Obwohl Frankreich 
nicht in der Lage gewesen sei, genaue Informationen 
über die Aufteilung des Marktes für Benennungsverträge 
zwischen den verschiedenen Marktteilnehmern vorzule­
gen, stellt die Kommission aufgrund ihr zur Verfügung 
stehender Informationen fest, dass derzeit die große 
Mehrheit der Benennungsverträge von Versorgungswer­
ken verwaltet wird.
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(176) Obwohl nach Auskunft der französischen Behörden die 
Auswahl des zu benennenden Versicherungsträgers allein 
bei den Sozialpartnern liegt, ist festzustellen, dass die 
Sozialpartner nicht gesetzlich verpflichtet sind, für die 
Benennung des Versicherungsträgers eine Ausschreibung 
unter allen Marktbeteiligten durchzuführen. Der FFSA 
stellt ohne Widerspruch durch die französischen Behör­
den die Behauptung auf, dass sich die Sozialpartner be­
vorzugt für die Einrichtung eines Versorgungswerks aus­
sprechen, dessen Verwaltung sie später selbst sicherstellen 
können. 

(177) Aus der Rechtsprechung in der oben genannten Rechts­
sache Albany geht hervor, dass im Rahmen von Tarifver­
handlungen zwischen Sozialpartnern geschlossene Ver­
einbarungen, die soziale Zweckbestimmungen verfolgen, 
nicht unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV über das Kartell­
verbot fallen. Dennoch ist festzustellen, dass diese Recht­
sprechung, wie oben ausgeführt, keinesfalls impliziert, 
dass eine Beihilfe, die im Rahmen eines Benennungsver­
fahrens einem Versicherungsträger gewährt wird, mit 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV vereinbar ist. 

(178) Andere Versicherungsträger als Versorgungswerke, ins­
besondere Versicherungsgesellschaften, die auf dem Markt 
der kollektiven betrieblichen Vorsorge tätig sind, können 
folglich diskriminiert werden, weil die Sozialpartner nicht 
zur Durchführung von Ausschreibungen verpflichtet sind, 
die jedem interessierten Marktteilnehmer die Abgabe ei­
nes Angebots für die zwischen den Sozialpartnern ver­
einbarten Leistungen und den Erhalt des Zuschlags wegen 
der besseren Qualität seiner Dienstleistungen und/oder 
ihres günstigeren Preises ermöglichen würde. Zum Ver­
gleich ist darauf hinzuweisen, dass bestimmte französi­
sche Zusatzkrankenversicherungssysteme einen Auswahl­
mechanismus für den (die) Versicherungsträger auf der 
Grundlage eines transparenten Ausschreibungsverfah­
rens ( 54 ) vorsehen. 

(179) Daher ist die Schlussfolgerung zu ziehen, dass zwei der 
drei Voraussetzungen für die Vereinbarkeit der Beihilfe 
nicht erfüllt sind und dass die von Frankreich angemel­
dete Beihilferegelung zugunsten der Benennungsverträge 
im Vorsorgebereich mit dem Binnenmarkt auf Grundlage 
von Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV nicht ver­
einbar ist. 

Analyse der Vereinbarkeit der Maßnahme aufgrund anderer 
Bestimmungen von Artikel 107 Absatz 2 und 3 AEUV 

(180) Die Voraussetzungen für die Vereinbarkeit nach 
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b und c AEUV finden 
im vorliegenden Fall ganz klar keine Anwendung. 

(181) Im Hinblick auf die Vereinbarkeit der Maßnahme auf­
grund von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV weist 
Frankreich darauf hin, dass die nachgewiesene soziale 
Zweckbestimmung der Maßnahme belegen würde, wie 
wichtig die Entwicklung des Vorsorgemarktes in Zukunft 
sei. Diese Entwicklung würde mit der Zielsetzung einer 

verbesserten öffentlichen Gesundheit, der Bekämpfung 
prekärer Verhältnisse, der Förderung des sozialen und 
wirtschaftlichen Zusammenhalts sowie des sozialen Dia­
logs und des Arbeitnehmerschutzes einhergehen, die Ziel­
setzungen der Europäischen Union von gemeinsamem 
Interesse seien. Die Kommission hält jedoch die Erforder­
lichkeit und Angemessenheit der Maßnahme für nicht 
erwiesen. Die Kommission stellt analog zu ihren Ausfüh­
rungen bei der Prüfung des Vorteiltatbestandes fest, dass 
es in keiner Weise gerechtfertigt sei, dass betriebliche 
Gruppenversicherungsverträge, die dieselben Risiken ver­
sichern, jedoch nicht im Rahmen von Benennungsverträ­
gen abgeschlossen werden, von der Inanspruchnahme der 
Maßnahme ausgeschlossen sind. Die Maßnahme ist folg­
lich insofern nicht angemessen, als sie außerhalb der 
Benennung abgeschlossene Verträge ausschließt. Ferner 
ist festzustellen, wie die Kommission bereits für die erste 
Maßnahme darlegte, dass die Maßnahme eine ständige 
Abgabenbefreiung im Sinne einer Betriebsbeihilfe dar­
stellt, welche nach gängiger Praxis nicht im Rahmen 
von Artikel 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt 
für vereinbar erklärt werden kann. 

(182) Schließlich führte Frankreich kein Tatbestandsmerkmal 
der Vereinbarkeit nach Artikel 107 Absatz 3 AEUV an. 

Bestehen einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse, die nach Artikel 106 Absatz 2 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar ist 

(183) Frankreich und dem CTIP zufolge können zusätzliche 
Versicherungsleistungen im Vorsorgebereich im Rahmen 
des Benennungsverfahrens als Dienstleistung von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne von 
Artikel 106 Absatz 2 AEUV angesehen werden. Dies 
gelte insbesondere, wenn der Beitritt zum Leistungssys­
tem verbindlich vorgeschrieben ist und seine Verwaltung 
paritätisch erfolgt. Das CTIP verweist auf die Rechtspre­
chung des Gerichtshofs in der Rechtssache Albany ( 55 ) 
und führt aus, dass tarifvertragliche Systeme der sozialen 
Sicherheit mit Beitrittspflicht eine Aufgabe von allgemei­
nem wirtschaftlichem Interesse erfüllen. 

(184) Artikel 106 Absatz 2 AEUV lautet: „Für Unternehmen, 
die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli­
chem Interesse betraut sind oder den Charakter eines 
Finanzmonopols haben, gelten die Vorschriften der Ver­
träge, insbesondere die Wettbewerbsregeln, soweit die 
Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich 
verhindert. Die Entwicklung des Handelsverkehrs darf 
nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem 
Interesse der Union zuwiderläuft.“ 

(185) Wie bereits bei der Prüfung der ersten Maßnahme ( 56 ) 
festgestellt wurde, verfügen die Mitgliedstaaten über einen 
großen Ermessensspielraum, welche Art von Dienstleis­
tungen als von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
eingestuft werden können.
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(186) Ferner stellt die Kommission fest, dass der Gerichtshof in 
der oben genannten Rechtssache Albany zu dem Schluss 
gelangt, dass die Einräumung des ausschließlichen Rechts 
zur Verwaltung eines Zusatzrentensystems in einem be­
stimmten Wirtschaftszweig als eine Dienstleistung von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse angesehen wer­
den kann und dabei die Bedeutung der sozialen Funktion 
der Zusatzrenten unterstreicht. 

(187) In diesem Zusammenhang ist nicht auszuschließen, dass 
die von den Versicherungsträgern im Rahmen der Benen­
nung durch die Sozialpartner erbrachten Dienstleistungen 
als Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse angesehen werden können. Dies gilt insofern, 
als die zwischen den Sozialpartnern im Rahmen der Be­
nennung geschlossene Vereinbarung für alle Unterneh­
men (oder für das betroffene Unternehmen) des Wirt­
schaftszweigs verbindlich vorgeschrieben wird und Risi­
ken versichert, die durch das öffentliche System der so­
zialen Sicherheit nicht oder unzureichend abgedeckt sind. 
Jedoch müssen, wie bereits bei der Prüfung der ersten 
Maßnahme festgestellt wurde ( 57 ), die finanziellen Maß­
nahmen zur Unterstützung eines derartigen Mechanismus 
auf die Summe beschränkt werden, die erforderlich ist, 
um die Zusatzkosten auszugleichen, die den Versiche­
rungsträgern aus der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen entstehen. 

(188) Der Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen, die als 
Ausgleich für die Erbringung öffentlicher Dienstleistun­
gen gewährt werden ( 58 ), definiert die Voraussetzungen, 
unter denen die Kommission einen solchen Ausgleich 
als vereinbar mit Artikel 106 Absatz 2 AEUV ansieht. 
Insbesondere darf der Ausgleich nicht über die Kosten 
hinausgehen, die aus der Erfüllung der gemeinwirtschaft­
lichen Verpflichtungen entstehen, unter Berücksichtigung 
der dabei erzielten Einnahmen und eines angemessenen 
Gewinns für die Erbringung der Dienstleistung. 

(189) Hierzu ist jedoch festzustellen, dass die aus der zusätzli­
chen Abzugsfähigkeit für Schwankungsrückstellungen re­
sultierende Steuerersparnis diese Voraussetzung nicht er­
füllt. Es kann keine Verbindung zwischen dem Betrag der 
Steuerersparnis und den Kosten für die Erbringung der 
öffentlichen Dienstleistungen hergestellt werden. 

(190) Mit Schreiben vom 31. Oktober 2008 erkennt Frankreich 
an, dass der Ausgleichsbetrag (Steuerersparnis) für die 
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Inte­
resse nicht die Voraussetzungen erfüllt, die der Gemein­
schaftsrahmen vorsieht. Frankreich ist jedoch der Auffas­
sung, dass diese Voraussetzungen den Besonderheiten der 
betroffenen Geschäfte nicht angemessen seien. Frankreich 
zufolge sei der Mechanismus der steuerlichen Abzugs­
fähigkeit angemessener und flexibler als eine Subvention 
auf der Grundlage einer präzisen Bewertung der Zusatz­
kosten, die sich aus der Verwaltung der Dienstleistung 
ergeben. 

(191) Die Kommission stellt jedoch fest, dass die durch den 
Gemeinschaftsrahmen festgelegten Voraussetzungen strikt 
einzuhalten sind, da sie das erforderliche Gleichgewicht 

zwischen dem reibungslosen Funktionieren der Dienst­
leistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
einerseits und der Nicht-Beeinträchtigung der Entwick­
lung des Handelsverkehrs in einem Ausmaß, das dem 
Interesse der Europäischen Union zuwiderläuft, anderer­
seits sicherstellt. 

(192) Daher stellt die Kommission fest, dass die Voraussetzun­
gen von Artikel 106 Absatz 2 AEUV, wie im Gemein­
schaftsrahmen genauer ausgeführt, nicht eingehalten sind 
und dass die Maßnahme daher auf der Grundlage dieser 
Bestimmung als nicht mit dem Binnenmarkt für verein­
bar erklärt werden kann. 

IX. SCHLUSSFOLGERUNG 

(193) Die Kommission stellt fest, dass die von Frankreich an­
gemeldeten Beihilferegelungen zur Förderung von Soli­
darverträgen sowie kollektiver Vorsorgeverträge staatliche 
Beihilfen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV dar­
stellen. Ferner stellt sie fest, dass aufgrund der Modalitä­
ten ihrer Durchführung trotz der nachgewiesenen sozia­
len Zweckbestimmung der betroffenen Beihilferegelungen 
keine der Voraussetzungen nach Artikel 107 Absatz 2 
und 3 sowie nach Artikel 106 Absatz 2 AEUV erfüllt 
sind. Die beiden Beihilferegelungen müssen daher als mit 
dem Binnenmarkt unvereinbar angesehen werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Beihilferegelungen, die Frankreich zur Förderung von auf 
den Grundsätzen der Solidarität und der Eigenverantwortung 
basierenden Krankenversicherungsverträgen einerseits und von 
Kollektivverträgen über Zusatzversicherungen gegen Risiken 
im Zusammenhang mit Tod, Berufsunfähigkeit und Invalidität 
andererseits in Anwendung von Artikel 207 Absatz 2, 
Artikel 1461 Ziffer 1 o und Artikel 39d GD Code général des 
impôts (Allgemeines Steuergesetzbuch) durchzuführen beabsich­
tigt, stellen staatliche Beihilfen dar, die mit dem Binnenmarkt 
nicht vereinbar sind. 

Daher dürfen diese Beihilferegelungen nicht durchgeführt wer­
den. 

Artikel 2 

Frankreich unterrichtet die Kommission binnen zwei Monaten 
nach Bekanntgabe dieses Beschlusses über die Maßnahmen, die 
ergriffen wurden, um diesem Beschluss nachzukommen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Französische Republik gerichtet. 

Brüssel, den 26. Januar 2011 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. Mai 2011 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens von Chrompicolinat als neuartige Lebensmittelzutat 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 3586) 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(2011/320/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 6. April 2009 stellte das Unternehmen Cantox He­
alth Sciences International im Namen von Nutrition 21 
bei den zuständigen Behörden Irlands einen Antrag auf 
Zulassung von Chrompicolinat als neuartige Lebensmit­
telzutat. 

(2) Am 24. April 2009 legte die zuständige Lebensmittel­
prüfstelle Irlands ihren Bericht über die Erstprüfung vor. 
In diesem Bericht kam sie zu dem Schluss, dass eine 
ergänzende Prüfung erforderlich ist. 

(3) Die Kommission setzte am 30. April 2009 alle Mitglied­
staaten über den Antrag in Kenntnis. Die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) wurde am 
12. August 2009 ersucht, die Prüfung durchzuführen. 

(4) Am 10. November 2010 legte die EFSA auf Ersuchen der 
Kommission ein wissenschaftliches Gutachten vor: 
„Scientific Opinion on the safety of chromium picolinate 
as a source of chromium added for nutritional purposes 
to foodstuff for particular nutritional uses and to foods 
intended for the general population“ ( 2 ). Darin gelangte 
die EFSA zu dem Schluss, dass bei Chrompicolinat keine 
Sicherheitsbedenken bestehen, sofern die Gesamtmenge 
Chrom nicht über 250 μg pro Tag liegt; dies entspricht 
dem von der Weltgesundheitsorganisation festgelegten 
Wert für die zusätzliche Aufnahme von Chrom, der nicht 
überschritten werden sollte. 

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 953/2009 der Kommission 
vom 13. Oktober 2009 über Stoffe, die Lebensmitteln 
für eine besondere Ernährung zu besonderen Ernährungs­

zwecken zugefügt werden dürfen ( 3 ) und/oder die Verord­
nung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 über den Zusatz 
von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten an­
deren Stoffen zu Lebensmitteln ( 4 ) enthalten spezifische 
Bestimmungen für die Verwendung von Vitaminen, Mi­
neralstoffen und anderen Stoffen in Lebensmitteln. Die 
Verwendung von Chrompicolinat sollte unbeschadet der 
Bestimmungen dieser Rechtsakte genehmigt werden. 

(6) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Chrompicolinat als Chromquelle gemäß Spezifikation im An­
hang darf in der Europäischen Union als neuartige Lebensmittel­
zutat zur Verwendung in Lebensmitteln unbeschadet der beson­
deren Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 953/2009 und/ 
oder der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 in Verkehr gebracht 
werden. 

Artikel 2 

Die Bezeichnung der mit diesem Beschluss zugelassenen neu­
artigen Lebensmittelzutat, die in der Kennzeichnung des jewei­
ligen Lebensmittels anzugeben ist, lautet „Chrompicolinat“. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Nutrition 21, Inc., 4 Manhattanville 
Road, Purchase, New York 10577, USA, gerichtet. 

Brüssel, den 27. Mai 2011 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

SPEZIFIKATIONEN FÜR CHROMPICOLINAT 

Beschreibung: 

Chrompicolinat ist ein rötliches frei fließendes Pulver, schwer löslich in Wasser bei pH 7. Das Salz ist auch löslich in 
polaren organischen Lösungsmitteln. 

Die chemische Bezeichnung von Chrompicolinat lautet Tris(2-Pyridincarboxylat-N,O)Chrom(III)- oder 2-Pyridincarbon­
säure-Chrom(III)-Salz. 

CAS-Nr.: 14639-25-9 

Chemische Formel: Cr(C 6 H 4 NO 2 ) 3 

Summenformel:: 

Chemische Eigenschaften von Chrompicolinat 

Chrompicolinat über 95 % 

Chrom (III) 12-13 % 

Chrom (VI) nicht nachweisbar 

Wasser höchstens 4 %
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. Mai 2011 

zur Einführung eines Symbols zur Information der Öffentlichkeit über die Einstufung von 
Badegewässern und Badeverbote oder das Abraten vom Baden gemäß der Richtlinie 2006/7/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates 

(2011/321/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/7/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 15. Februar 2006 über die Qualität 
der Badegewässer und deren Bewirtschaftung und zur Auf­
hebung der Richtlinie 76/160/EWG ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2006/7/EG sieht eine Verpflichtung zur Information der 
Öffentlichkeit über die aktuelle Einstufung von Badege­
wässern sowie ein Badeverbot oder ein Abraten vom 
Baden mittels deutlicher und einfacher Zeichen oder 
Symbole vor. 

(2) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 16 
Absatz 1 der Richtlinie 2006/7/EG eingesetzten 
Ausschusses — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um Informationen zur Einstufung eines Badegewässers und 
dazu, ob das Baden verboten ist oder davon abgeraten wird, 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2006/7/EG aktiv zu verbreiten und unverzüglich bereitzustellen, 
werden die folgenden Symbole eingeführt: 

1. Die Symbole zur Information über ein Badeverbot oder das 
Abraten vom Baden sind in Teil 1 des Anhangs dieses Be­
schlusses festgelegt. 

2. Die Symbole zur Information über die Einstufung des Bade­
gewässers sind in Teil 2 des Anhangs dieses Beschlusses fest­
gelegt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am ersten Tag nach seiner Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 27. Mai 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

TEIL 1 

Symbole zur Information über ein Badeverbot oder das Abraten vom Baden 

TEIL 2 

Symbole zur Information über die Einstufung des Badegewässers
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. Mai 2011 

zur Änderung der Anhänge I und II der Entscheidung 2009/861/EG der Kommission betreffend 
Übergangsmaßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Verarbeitung von nicht konformer Rohmilch in bestimmten Milch 

verarbeitenden Betrieben in Bulgarien 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 3647) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/322/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezi­
fischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ur­
sprungs ( 1 ), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 enthält spezifische, 
von Lebensmittelunternehmen einzuhaltende Hygienevor­
schriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs. Diese 
Vorschriften umfassen Hygienebestimmungen für Roh­
milch und Milcherzeugnisse. 

(2) Die Entscheidung 2009/861/EG der Kommission ( 2 ) sieht 
für die darin aufgeführten Milch verarbeitenden Betriebe 
in Bulgarien bestimmte Ausnahmen von den Anforde­
rungen des Anhangs III Abschnitt IX Kapitel I Unter­
abschnitte II und III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 
vor. Diese Entscheidung gilt vom 1. Januar 2010 bis zum 
31. Dezember 2011. 

(3) Demnach dürfen bestimmte, in Anhang I der Entschei­
dung 2009/861/EG aufgeführte Milch verarbeitende Be­
triebe abweichend von den einschlägigen Bestimmungen 
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 weiterhin konforme 
und nicht konforme Milch verarbeiten, sofern die Ver­
arbeitung der konformen und nicht konformen Milch 
in getrennten Produktionslinien erfolgt. Außerdem dürfen 
bestimmte, in Anhang II dieser Entscheidung aufgeführte 
Milch verarbeitende Betriebe nicht konforme Milch wei­
terhin ohne getrennte Produktionslinien verarbeiten. 

(4) Bulgarien hat der Kommission am 24. November 2010 
ein überarbeitetes und aktualisiertes Verzeichnis dieser 
Milch verarbeitenden Betriebe übersandt. 

(5) In dem neuen Verzeichnis wurde der Betrieb Nummer 7 
(BG 0812009 „Serdika — 90“ AD) aus Anhang I der 
Entscheidung 2009/861/EG gestrichen und zur Vermark­
tung von Milcherzeugnissen auf dem Binnenmarkt zuge­

lassen, da er die Anforderungen gemäß Anhang III Ab­
schnitt IX Kapitel I der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 
erfüllt. 

(6) Ferner wurden die in Anhang II der Entscheidung 
2009/861/EG aufgeführten Betriebe Nummer 14 (BG 
1312002 „Milk Grup“ EOOD), Nummer 25 (BG 
1612020 ET „Bor-Chvor“), Nummer 70 (BG 2412041 
„Mlechen svyat 2003“ OOD) und Nummer 92 (2212023 
„EL BI BULGARIKUM“) aus dem Verzeichnis gestrichen 
und zur Vermarktung von Milcherzeugnissen auf dem 
Binnenmarkt zugelassen, da sie die Anforderungen ge­
mäß Anhang III Abschnitt IX Kapitel I der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 erfüllen. 

(7) Die Entscheidung 2009/861/EG sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(8) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit, und weder 
das Europäische Parlament noch der Rat haben ihnen 
widersprochen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge I und II der Entscheidung 2009/861/EG erhalten 
die Fassung des Anhangs dieses Beschlusses. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am 1. März 2011 in Kraft. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 27. Mai 2011 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Die Anhänge I und II der Entscheidung 2009/861/EG erhalten folgende Fassung: 

„ANHANG I 

Verzeichnis der Milchbetriebe, die zur Verarbeitung konformer und nicht konformer Milch gemäß Artikel 2 
zugelassen sind 

Nr. Veterinärkontrollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

1 BG 0412010 ‚Bi Si Si Handel‘ OOD gr. Elena 
ul. ‚Treti mart‘ 19 

2 BG 0512025 ‚El Bi Bulgarikum‘ EAD gr. Vidin 
YUPZ 

3 BG 0612027 ‚Mlechen ray — 2‘ EOOD gr. Vratsa 
kv. ‚Bistrets‘ 

4 BG 0612043 ET ‚Zorov- 91 -Dimitar Zorov‘ gr. Vratsa 
Mestnost ‚Parshevitsa‘ 

5 BG 2012020 ‚Yotovi‘ OOD gr. Sliven 
kv. ‚Rechitsa‘ 

6 BG 2512020 ‚Mizia-Milk‘ OOD gr. Targovishte 
Industrialna zona 

7 BG 2112001 ‚Rodopeya — Belev‘ EOOD gr. Smolyan, 
Ul. ‚Trakya‘ 20 

8 BG 1212001 ‚S i S — 7‘ EOOD gr. Montana 
‚Vrachansko shose‘ 1 

9 BG 2812003 ‚Balgarski yogurt‘ OOD s. Veselinovo, 
obl. Yambolska
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ANHANG II 

Verzeichnis der Milchbetriebe, die zur Verarbeitung nicht konformer Milch gemäß Artikel 3 zugelassen sind 

Nr. Veterinärkontrollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

1 BG 2412037 ‚Stelimeks‘ EOOD s. Asen 

2 0912015 ‚Anmar‘ OOD s. Padina 
obsht. Ardino 

3 0912016 OOD ‚Persenski‘ s. Zhaltusha 
obsht. Ardino 

4 1012014 ET ‚Georgi Gushterov DR‘ s. Yahinovo 

5 1012018 ‚Evro miyt end milk‘ EOOD gr. Kocherinovo 
obsht. Kocherinovo 

6 1112004 ‚Matev-Mlekoprodukt‘ OOD s. Goran 

7 1112017 ET ‚Rima-Rumen Borisov‘ s. Vrabevo 

8 1312023 ‚Inter-D‘ OOD s. Kozarsko 

9 1612049 ‚Alpina -Milk‘ EOOD s. Zhelyazno 

10 1612064 OOD ‚Ikay‘ s. Zhitnitsa 
obsht. Kaloyanovo 

11 2112008 MK ‚Rodopa milk‘ s. Smilyan 
obsht. Smolyan 

12 2412039 ‚Penchev‘ EOOD gr. Chirpan 
ul. ‚Septemvriytsi‘ 58 

13 2512021 ‚Keya-Komers-03‘ EOOD s. Svetlen 

14 0112014 ET ‚Veles-Kostadin Velev‘ gr. Razlog 
ul. ‚Golak‘ 14 

15 2312041 ‚Danim-D.Stoyanov‘ EOOD gr. Elin Pelin 
m-st Mansarovo 

16 2712010 ‚Kamadzhiev-milk‘ EOOD s. Kriva reka 
obsht. N.Kozlevo 

17 BG 1212029 SD ‚Voynov i sie‘ gr. Montana ul. ‚N.Yo.Vaptsarov‘ 8 

18 0712001 ‚Ben Invest‘ OOD s. Kostenkovtsi obsht. Gabrovo 

19 1512012 ET ‚Ahmed Tatarla‘ s. Dragash voyvoda, obsht. Nikopol 

20 2212027 ‚Ekobalkan‘ OOD gr. Sofia 
bul ‚Evropa‘ 138 

21 2312030 ET ‚Favorit- D.Grigorov‘ s. Aldomirovtsi 

22 2312031 ET ‚Belite kamani‘ s. Dragotintsi 

23 BG 1512033 ET ‚Voynov-Ventsislav Hristakiev‘ s. Milkovitsa 
obsht. Gulyantsi
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Nr. Veterinärkontrollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

24 BG 1512029 ‚Lavena‘ OOD s. Dolni Dębnik obl. Pleven 

25 BG 1612028 ET ‚Slavka Todorova‘ s. Trud 
obsht. Maritsa 

26 BG 1612051 ET ‚Radev-Radko Radev‘ s. Kurtovo Konare obl. Plovdiv 

27 BG 1612066 ‚Lakti ko‘ OOD s. Bogdanitza 

28 BG 2112029 ET ‚Karamfil Kasakliev‘ gr. Dospat 

29 BG 0912004 ‚Rodopchanka‘ OOD s. Byal izvor 
obsht. Ardino 

30 0112003 ET ‚Vekir‘ s. Godlevo 

31 0112013 ET ‚Ivan Kondev‘ gr. Razlog 
Stopanski dvor 

32 0212037 ‚Megakomers‘ OOD s. Lyulyakovo 
obsht. Ruen 

33 0512003 SD ‚LAF-Velizarov i sie‘ s. Dabravka 
obsht. Belogradchik 

34 0612035 OOD ‚Nivego‘ s. Chiren 

35 0612041 ET ‚Ekoprodukt-Megiya- Bogorodka 
Dobrilova‘ 

gr. Vratsa 
ul. ‚Ilinden‘ 3 

36 0612042 ET ‚Mlechen puls — 95 — Tsvetelina 
Tomova‘ 

gr. Krivodol 
ul. ‚Vasil Levski‘ 

37 1012008 ‚Kentavar‘ OOD s. Konyavo 
obsht. Kyustendil 

38 1212022 ‚Milkkomm‘ 
EOOD 

gr. Lom ul. ‚Al.Stamboliyski‘ 149 

39 1212031 ‚ADL‘ OOD s. Vladimirovo obsht. Boychinovtsi 

40 1512006 ‚Mandra‘ OOD s. Obnova 
obsht. Levski 

41 1512008 ET ‚Petar Tonovski-Viola‘ gr. Koynare 
ul. ‚Hr.Botev‘ 14 

42 1512010 ET ‚Militsa Lazarova-90‘ gr. Slavyanovo, 
ul. ‚Asen Zlatarev‘ 2 

43 1612024 SD ‚Kostovi — EMK‘ gr. Saedinenie 
ul. ‚L.Karavelov‘ 5 

44 1612043 ET ‚Dimitar Bikov‘ s. Karnare 
obsht. ‚Sopot‘ 

45 1712046 ET ‚Stem-Tezdzhan Ali‘ gr. Razgrad 
ul. ‚Knyaz Boris‘ 23 

46 2012012 ET ‚Olimp-P.Gurtsov‘ gr. Sliven 
m-t ‚Matsulka‘ 

47 2112003 ‚Milk- inzhenering‘ OOD gr.Smolyan 
ul. ‚Chervena skala‘ 21
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Nr. Veterinärkontrollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

48 2112027 ‚Keri‘ OOD s. Borino, 
obsht. Borino 

49 2312023 ‚Mogila‘ OOD gr. Godech, 
ul. ‚Ruse‘ 4 

50 2512018 ‚Biomak‘ EOOD gr. Omurtag 
ul. ‚Rodopi‘ 2 

51 2712013 ‚Ekselans‘ OOD s. Osmar, 
obsht. V. Preslav 

52 2812018 ET ‚Bulmilk-Nikolay Nikolov‘ s. General Inzovo, obl. Yambolska 

53 2812010 ET ‚Mladost-2-Yanko Yanev‘ gr. Yambol, 
ul. ‚Yambolen‘ 13 

54 BG 1012020 ET ‚Petar Mitov-Universal‘ s. Gorna Grashtitsa 
obsht. Kyustendil 

55 BG 1112016 Mandra ‚IPZHZ‘ gr. Troyan 
ul. ‚V.Levski‘ 281 

56 BG 1712042 ET ‚Madar‘ s. Terter 

57 BG 2612042 ‚Bulmilk‘ OOD s. Konush 
obl. Haskovska 

58 BG 0912011 ET ‚Alada-Mohamed Banashak‘ s. Byal izvor 
obsht. Ardino 

59 1112026 ‚ABLAMILK‘ EOOD gr. Lukovit, 
ul. ‚Yordan Yovkov‘ 13 

60 1312005 ‚Ravnogor‘ OOD s. Ravnogor 

61 1712010 ‚Bulagrotreyd-chastna kompaniya‘ 
EOOD 

s. Yuper 
Industrialen kvartal 

62 1712013 ET ‚Deniz‘ s. Ezerche 

63 2012011 ET ‚Ivan Gardev 52‘ gr. Kermen 
ul. ‚Hadzhi Dimitar‘ 2 

64 2012024 ET ‚Denyo Kalchev 53‘ gr. Sliven 
ul. ‚Samuilovsko shose‘ 17 

65 2112015 OOD ‚Rozhen Milk‘ s. Davidkovo, obsht. Banite 

66 2112026 ET ‚Vladimir Karamitev‘ s. Varbina 
obsht. Madan 

67 2312007 ET ‚Agropromilk‘ gr. Ihtiman, ul. ‚P.Slaveikov‘ 19 

68 2612038 ‚Bul Milk‘ EOOD gr. Haskovo 
Sev. industr. zona 

69 2612049 ET ‚Todorovi-53‘ gr. Topolovgrad ul. ‚Bulgaria‘ 65 

70 BG 1812008 ‚Vesi‘ OOD s. Novo selo 

71 BG 2512003 ‚Si Vi Es‘ OOD gr. Omurtag 
Promishlena zona 

72 BG 2612034 ET ‚Eliksir-Petko Petev‘ s. Gorski izvor
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Nr. Veterinärkontrollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

73 BG 1812003 ‚Sirma Prista‘ AD gr. Ruse 
bul. ‚3-ti mart‘ 51 

74 BG 2512001 ‚Mladost -2002‘ OOD gr. Targovishte 
bul. ‚29-ti yanuari‘ 7 

75 0312002 ET ‚Mario‘ gr. Suvorovo 

76 0712015 ‚Rosta‘ EOOD s. M. Varshets 

77 0812030 ‚FAMA‘ AD gr. Dobrich 
bul. ‚Dobrudzha‘ 2 

78 0912003 ‚Koveg-mlechni produkti‘ OOD gr. Kardzhali 
Promishlena zona 

79 1412015 ET ‚Boycho Videnov — Elbokada 
2000‘ 

s. Stefanovo 
obsht. Radomir 

80 1712017 ‚Diva 02‘ OOD gr. Isperih 
ul. ‚An.Kanchev‘ 

81 1712019 ET ‚Ivaylo-Milena Stancheva‘ gr. Isperih 
Parvi stopanski dvor 

82 1712037 ET ‚Ali Isliamov‘ s. Yasenovets 

83 1712043 ‚Maxima milk‘ OOD s. Samuil 

84 1812005 ‚DAV — Viktor Simonov‘ EOOD gr. Vetovo 
ul. ‚Han Kubrat‘ 52 

85 2012010 ‚Saray‘ OOD s. Mokren 

86 2012032 ‚Kiveks‘ OOD s.Kovachite 

87 2012036 ‚Minchevi‘ OOD s. Korten 

88 2212009 ‚Serdika -94‘ OOD gr. Sofia 
kv. Zheleznitza 

89 2312028 ET ‚Sisi Lyubomir Semkov‘ s. Anton 

90 2312033 ‚Balkan spetsial‘ OOD s. Gorna Malina 

91 2312039 EOOD ‚Laktoni‘ s. Ravno pole, obl. Sofiyska 

92 2412040 ‚Inikom‘ OOD gr. Galabovo 
ul. ‚G.S.Rakovski‘ 11 

93 2512011 ET ‚Sevi 2000- Sevie Ibryamova‘ s. Krepcha 
obsht. Opaka 

94 2612015 ET ‚Detelina 39‘ s. Brod 

95 2812002 ‚Arachievi‘ OOD s. Kirilovo, 
obl. Yambolska‘ 

96 BG 1612021 ET ‚Deni-Denislav Dimitrov-Ilias Isla­
mov‘ 

s. Briagovo 
obsht. Gulyantsi 

97 BG 2012019 ‚Hemus-Milk komers‘ OOD gr. Sliven 
Promishlena zona Zapad 

98 2012008 ‚Raftis‘ EOOD s. Byala
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Nr. Veterinärkontrollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

99 2112023 ET ‚Iliyan Isakov‘ s. Trigrad 
obsht. Devin 

100 2312020 ‚MAH 2003‘ EOOD gr. Etropole 
bul. ‚Al. Stamboliyski‘ 21 

101 2712005 ‚Nadezhda‘ OOD s. Kliment“
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 258/2011 der Kommission vom 16. März 2011 zur Einführung eines 
vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Keramikfliesen mit Ursprung in der Volksrepublik China 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 70 vom 17. März 2011) 

Seite 23, Randnummer 164, erster Satz: 

anstatt: „Sollten sich die Ausfuhren eines der Unternehmen, die in den Genuss niedrigerer individueller Zollsätze 
gelangen, nach der Einführung der betreffenden Maßnahmen beträchtlich erhöhen, [je nach Sachlage 
kann ein Prozentsatz eingefügt werden], so könnte allein schon der mengenmäßige Anstieg als Ver­
änderung des Handelsgefüges aufgrund der Einführung von Maßnahmen im Sinne des Artikels 13 
Absatz 1 der Grundverordnung interpretiert werden.“ 

muss es heißen: „Sollten sich die Ausfuhren eines der Unternehmen, die in den Genuss niedrigerer individueller Zollsätze 
gelangen, nach der Einführung der betreffenden Maßnahmen beträchtlich erhöhen, so könnte allein 
schon der mengenmäßige Anstieg als Veränderung des Handelsgefüges aufgrund der Einführung von 
Maßnahmen im Sinne des Artikels 13 Absatz 1 der Grundverordnung interpretiert werden.“ 

Seite 26, Anhang I, Titel des Anhangs: 

anstatt: „Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende chinesische Hersteller, denen keine individuelle 
Behandlung gewährt wurde“ 

muss es heißen: „Mitarbeitende chinesische Hersteller, die nicht in die Stichprobe einbezogen wurden oder denen keine 
individuelle Behandlung gewährt wurde“. 

Seite 27, Anhang I, Name des Unternehmens unter Nummer 33: 

anstatt: „Foshan Shiwan Eagle Brand Ceramic Group Co. Ltd.“ 

muss es heißen: „Foshan Shiwan Eagle Brand Ceramic Co. Ltd.“ 

Seite 27, Anhang I, Name des Unternehmens unter Nummer 59: 

anstatt: „Guangdong Ouyai Ceramic Factory Co. Ltd.“ 

muss es heißen: „Guangdong Ouya Ceramic Factory Co. Ltd.“ 

Seite 28, Anhang I, Name des Unternehmens unter Nummer 82: 

anstatt: „Louis Valentino Ceramic Co. Ltd.“ 

muss es heißen: „Louis Valentino (Inner Mongolia) Ceramic Co. Ltd.“ 

Seite 29, Anhang I, Name des Unternehmens unter Nummer 109: 

anstatt: „ZhaoQing Zhongcheng Ceramic Co. Ltd.“ 

muss es heißen: „Zhaoqing Zhongheng Ceramic Co. Ltd.“
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Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 57/2011 des Rates vom 18. Januar 2011 zur Festsetzung der 
Fangmöglichkeiten für bestimmte Fischbestände und Bestandsgruppen in den EU-Gewässern sowie für 

EU-Schiffe in bestimmten Nicht-EU-Gewässern (2011) 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 24 vom 27. Januar 2011) 

1. Seite 21, Anhang IA, Art: Eberfisch Capriodae, Gebiet: EU-Gewässer und internationale Gewässer von IV, VII und VII 
(BOR/678-.), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(BOR/678-.)“ 

muss es heißen: „(BOR/678-)“. 

2. Seite 30, Anhang IA, Art: Butte Lepidorhombus spp., Gebiet: VI; Vb (EU- und internationale Gewässer); XII und XIV 
(internationale Gewässer) (LEZ/561214), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(LEZ/561214)“ 

muss es heißen: „(LEZ/56-14)“. 

3. Seite 32, Anhang IA, Art: Seeteufel, Lophiidae, Gebiet: VI; Vb (EU- und internationale Gewässer); XII und XIV 
(internationale Gewässer) (ANF/561214), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(ANF/561214)“ 

muss es heißen: „(ANF/56-14)“. 

4. Seite 36, Anhang IA, Art: Wittling Merlangius merlangus, Gebiet: VI; Vb (EU- und internationale Gewässer); XII und 
XIV (internationale Gewässer) (WHG/561214), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(WHG/561214)“ 

muss es heißen: „(WHG/56-14)“. 

5. Seite 40, Anhang IA, Art: Blauer Wittling Micromesistius poutassou, Gebiet: II und IV (norwegische Gewässer) (WHB/ 
4AB-N), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(WHB/4AB-N)“ 

muss es heißen: „(WHB/24-N.)“. 

6. Seite 43, Anhang IA, Art: Leng Molva molva, Gebiet: IIIa; EU-Gewässer der Untergebiete 22-32 (LIN/3A/BCD), Eintrag 
für das Gebiet: 

anstatt: „EU-Gewässer der Untergebiete 22-32“ 

muss es heißen: „IIIbcd (EU-Gewässer)“. 

7. Seite 43, Anhang IA, Art: Leng Molva molva, Gebiet: IIIa; EU-Gewässer der Untergebiete 22-32 (LIN/3A/BCD), Eintrag 
für Fußnote 1: 

anstatt: „( 1 ) Im Rahmen dieser Quote darf nur in den EU-Gewässern der Gebiete IIIa und Subdivisionen 
22-32 gefischt werden.“ 

muss es heißen: „( 1 ) Im Rahmen dieser Quote darf nur in den EU-Gewässern der Gebiete IIIa und IIIbcd gefischt 
werden.“ 

8. Seite 44, Anhang IA, Art: Leng Molva molva, Gebiet: IV (EU-Gewässer) (LIN/04), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(LIN/04)“ 

muss es heißen: „(LIN/04-C.)“.
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9. Seite 49, Anhang IA, Art: Scholle Pleuronectes platessa, Gebiet: VI; Vb (EU- und internationale Gewässer); XII und XIV 
(internationale Gewässer) (PLE/561214), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(PLE/561214)“ 

muss es heißen: „(PLE/56-14)“. 

10. Seite 51, Anhang IA, Art: Pollack Pollachius pollachius, Gebiet: VI; Vb (EU- und internationale Gewässer); XII und XIV 
(internationale Gewässer) (POL/561214), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(POL/561214)“ 

muss es heißen: „(POL/56-14)“. 

11. Seite 52, Anhang IA, Art: Seelachs Pollachius virens, Gebiet: VI; Vb, XII und XIV (EU- und internationale Gewässer) 
(POK/561214), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(POK/561214)“ 

muss es heißen: „(POK/56-14)“. 

12. Seite 54, Anhang IA, Art: Rochen Rajidae, Gebiet: IIIa (EU-Gewässer) (SRX/03-C), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(SRX/03-C)“ 

muss es heißen: „(SRX/03A-C.)“. 

13. Seite 54, Anhang IA, Art: Rochen Rajidae, Gebiet: IIIa (EU-Gewässer) (SRX/03-C), Eintrag für Fußnote 1: 

anstatt: „( 1 ) Fänge von Kuckucksrochen (Leucoraja naevus) (RJN/03-C.), Nagelrochen (Raja clavata) (RJC/03- 
C.), Blondrochen (Raja brachyura) (RJH/03-C.), Fleckrochen (Raja montagui) (RJM/03-C.) und 
Atlantischem Sternrochen (Amblyraja radiata) (RJR/03-C.) sind gesondert zu melden.“ 

muss es heißen: „( 1 ) Fänge von Kuckucksrochen (Leucoraja naevus) (RJN/03A-C.), Nagelrochen (Raja clavata) 
(RJC/03A-C.), Blondrochen (Raja brachyura) (RJH/03A-C.), Fleckrochen (Raja montagui) 
(RJM/03A-C.) und Atlantischem Sternrochen (Amblyraja radiata) (RJR/03A-C.) sind gesondert 
zu melden.“ 

14. Seite 58, Anhang IA, Art: Makrele Scomber scombrus, Besondere Bedingung, Eintrag für „IVa (EU-Gewässer und 
norwegische Gewässer) (MAC/*04A-C) in der Zeit vom 1. Januar bis zum 15. Februar 2011 und vom 
1. September bis zum 31. Dezember 2011“: 

anstatt: „(MAC/*04A-C)“ 

muss es heißen: „(MAC/*4A-EN)“. 

15. Seite 59, Anhang IA, Art: Makrele Scomber scombrus, Gebiet: IIa und IVa (norwegische Gewässer) (MAC/24-N.), Eintrag 
für das Gebiet: 

anstatt: „(MAC/24-N.)“ 

muss es heißen: „(MAC/2A4A-N)“. 

16. Seite 59, Anhang IA, Art: Makrele Scomber scombrus, Gebiet: IIa und IVa (norwegische Gewässer) (MAC/24-N.), Eintrag 
für Fußnote 1: 

anstatt: „( 1 ) Fänge in IVa (MAC/*04.) und in IIa (internationale Gewässer) (MAC/*02A-N.) sind gesondert 
zu melden.“ 

muss es heißen: „( 1 ) Fänge in IVa (MAC/*4A.) und in IIa (MAC/*2A.) sind gesondert zu melden.“. 

17. Seite 60, Anhang IA, Art: Gemeine Seezunge Solea solea, Gebiet: II und IV (EU-Gewässer) (SOL/24), Eintrag für das 
Gebiet: 

anstatt: „(SOL/24)“ 

muss es heißen: „(SOL/24-C.)“.
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18. Seite 60, Anhang IA, Art: Gemeine Seezunge Solea solea, Gebiet: VI; Vb (EU- und internationale Gewässer); XII und 
XIV (internationale Gewässer) (SOL/561214), Eintrag für das Gebiet: 

anstatt: „(SOL/561214)“ 

muss es heißen: „(SOL/56-14)“. 

19. Seite 62, Anhang IA, Art: Gemeine Seezunge Soleidae, Eintrag für die Art: 

anstatt: „Soleidae“ 

muss es heißen: „Solea spp.“. 

20. Seite 92, Anhang IE, Art: Antarktischer Krill Euphausia superba, Gebiet: FAO 48 (KRI/F48), Besondere Bedingungen: 

anstatt: „Bereich 48.1 (KRI/F48.1.) 155 000 
Bereich 48.2 (KRI/F48.2.) 279 000 
Bereich 48.3 (KRI/F48.3.) 279 000 
Bereich 48.4 (KRI/F48.4.) 93 000“ 

muss es heißen: „Bereich 48.1 (KRI/*F481.) 155 000 
Bereich 48.2 (KRI/*F482.) 279 000 
Bereich 48.3 (KRI/*F483.) 279 000 
Bereich 48.4 (KRI/*F484.) 93 000“.
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Abonnementpreise 2011 (ohne MwSt., einschl. Portokosten für Normalversand) 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 1 100 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, Papierausgabe + jährliche DVD 22 EU-Amtssprachen 1 200 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe L, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 770 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, monatliche (kumulative) DVD 22 EU-Amtssprachen 400 EUR pro Jahr 

Supplement zum Amtsblatt (Reihe S), öffentliche Aufträge und 
Ausschreibungen, DVD, 1 Ausgabe pro Woche 

Mehrsprachig: 
23 EU-Amtssprachen 

300 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe C — Auswahlverfahren Sprache(n) gemäß Auswahl- 
verfahren 

50 EUR pro Jahr 

Das Amtsblatt der Europäischen Union, das in allen EU-Amtssprachen erscheint, kann in 22 Sprachfassungen 
abonniert werden. Es umfasst die Reihen L (Rechtsvorschriften) und C (Mitteilungen und Bekanntmachungen). 
Ein Abonnement gilt jeweils für eine Sprachfassung. 
In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates, veröffentlicht im Amtsblatt L 156 vom 
18. Juni 2005, die besagt, dass die Organe der Europäischen Union ausnahmsweise und vorübergehend von der 
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veröffentlichen, werden die 
Amtsblätter in irischer Sprache getrennt verkauft. 
Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen öffentlicher Aufträge) umfasst 
alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen DVD. 
Das Abonnement des Amtsblatts der Europäischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zu dem Bezug der 
verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 

Verkauf und Abonnements 

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amtsblatts der 
Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen bezogen werden. Die Liste der Vertriebsstellen findet 
sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Site ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


